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T A G E S O R D N U N G
32. Sitzung des Hauptausschusses

Termin Dienstag, 06.05.2025, 16:30 Uhr
Ort Bürgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Lübeck

Öffentlicher Teil:

 1. Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der 
Tagesordnung / Verpflichtungen

 2. Genehmigung der Niederschrift

 2.1. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 
08.04.2025

Anlage wird nachgereicht

 3. Anfragen / Antworten / Mitteilungen

 3.1. Präsentation zum Thema "Besetzung von 
Bereichsleitungsstellen bei der HL"

 3.2. AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN: 
Ergänzung zu AM Juleka Schulte-Ostermann (Fraktion 
Linke & GAL): Barrierefreie Wahllokale

Zurückgestellt am 14.01.25

VO/2024/13807-01

 3.2.1. AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN: 
Ergänzung zu AM Juleka Schulte-Ostermann (Fraktion 
Linke & GAL): Barrierefreie Wahllokale

2024/13807-01-01

 3.3. Antwort bzgl. der Anfragen des AM Dr. Flasbarth und 
Frau Prüß zum Quartalsbericht III/2024 und IV/2024 
der städtischen Gesellschaften und Betriebe
(VO/2024/13693, VO/2025/13881-01 und 
VO/2025/13953)

VO/2025/14181

 3.4. Antwort zur Anfrage von AM Dr. Flasbarth zum 
Wirtschaftsplan 2024 der Senior:InnenEinrichtungen 
(Eigenbetriebsähnliche Einrichtung - EäE)

VO/2023/12446-01
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 3.5. Antwort auf Nachfragen im Hauptausschuss am 
10.12.2024 zum 3. Quartalsbericht zum Haushalt 2024 
(VO/2024/13652)

Anlage wird nachgereicht

VO/2025/14185

 4. Berichte

 4.1. Haushaltsplan 2026 - Vorgaben und 
Fachbereichseckwerte

Zurückgestellt am 08.04.25

VO/2025/14122

 4.2. Verschwiegenheitspflicht über Ablauf und Inhalt 
nichtöffentlicher Beratungen in Bürgerschaft und 
Ausschüssen

VO/2025/14170

 4.3. Städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling - 
Umsetzungsplan und Maßnahmenpriorisierung

VO/2025/13983

 4.4. AT zu VO/2024/13678 Bericht über die Neufassung 
der Stadtverordnung über Parkgebühren in der 
Hansestadt Lübeck

Anlage wird nachgereicht

VO/2024/13678-03

 5. Beschlussvorlagen

 5.1. Aufhebung des Sperrvermerks auf der Planstelle 8461, 
Stabsstelle Datenschutz

Überwiesen zur abschließenden Beratung - 
Zurückgestellt am 08.04.25

VO/2025/14007

 5.2. Vergabeentscheidung zu Beratungsleistung - externes 
Projektmanagement für Interreg-Förderprojekt Flip-EC

VO/2025/14166

 6. Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft

 7. Anträge von Ausschussmitgliedern

 8. Gleichstellung

 9. Verschiedenes

 10. Ende des öffentlichen Teils

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte können nach der Maßgabe einer                  
entsprechenden Beschlussfassung durch die Mitglieder des Hauptausschusses nichtöffentlich 

beraten werden:
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Nichtöffentlicher Teil:

 11. Genehmigung der Niederschrift

 11.1. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 
08.04.2025

Anlage wird nachgereicht

 12. Anfragen / Antworten / Mitteilungen

 13. Berichte

 14. Beschlussvorlagen

 14.1. Fortführung der Maßnahme "Beschaffung von Soft- 
und Hardware für den Aufbau eines digitalen 
Anlagenmanagements und die Beauftragung der 
Lieferung und Einführung einer 
Instandhaltungssoftware einschließlich des 
zugehörigen Wartungsvertrages für die Lübecker 
Hafenbahn" und Erweiterung des Leistungsumfanges 
durch das notwendige Cloud-Hosting für die 
Instandhaltungssoftware

VO/2025/14137

 14.2. Ausschreibungsfreigabe Künstlerische Leitung 
Nordische Filmtage Lübeck

VO/2025/14204

 14.3. Umsetzung der Maßnahme "Digitales 
Hafenbahnmanagementsystem"

VO/2025/14184

 15. Verschiedenes

Öffentlicher Teil:

 16. Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten 
Beschlüsse
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► Nr.  VO/2024/13807-01
öffentlich

Lübeck, 14.01.2025

Anfrage 

Bearbeitung: Angela Fiorenza (E-Mail: Angela.Fiorenza@luebeck.de Telefon: 122-1040)

AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN: Ergänzung zu 
AM Juleka Schulte-Ostermann (Fraktion Linke & GAL): Barrierefreie 
Wahllokale
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

14.01.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anfrage:

1. Wie viele der Wahllokale für die bevorstehende Bundestagswahl am 23.02.2025 in Lübeck 
sind nicht vollständig barrierefrei zugänglich?

2. Wie viele Wahllokale wurden seit der Europawahl 2024 barrierefrei zugänglich gemacht? 
Wie viele seit der letzten Bundestagswahl 2021? Welche konkreten Maßnahmen wurden 
dafür jeweils umgesetzt (z.B. Rampen, automatische Türöffner, taktile Leitsysteme)?

3. Welche Pläne bestehen, um die Anzahl barrierefreier Wahllokale noch bis zur Bundes-
tagswahl 2025 zu erhöhen? Welche Pläne bestehen bis zur Landtagswahl 2027?

4. Welche alternativen Möglichkeiten der Stimmabgabe (z.B. mobile Wahlurnen) werden für 
Menschen mit Behinderungen angeboten, die kein barrierefreies Wahllokal in ihrer Nähe 
haben?

Begründung:

Anlagen:

TOP 3.2
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► Nr.  2024/13807-01-01
öffentlich

Lübeck, 25.03.2025
Antwort
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
1.102 - Zentrale Verwaltungsdienste, Statistik und Wahlen

Bearbeitung: Olaf Diekhoff (E-Mail: olaf.diekhoff@luebeck.de Telefon: 122 - 7450)

AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN: Ergänzung zu 
AM Juleka Schulte-Ostermann (Fraktion Linke & GAL): Barrierefreie 
Wahllokale
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.04.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:
1. VO/2024/13807-01

Beantwortung der zusätzlich eingereichten Frage 4 von Herrn Dr. Flasbarth:

Welche alternativen Möglichkeiten der Stimmabgabe (z.B. mobile Wahlurnen) werden für Men-
schen mit Behinderungen angeboten, die kein barrierefreies Wahllokal in ihrer Nähe haben?

Beschlusstext zur Bekanntgabe im öffentlichen Teil:
(nur bei nichtöffentlichen Vorlagen)

Zur Kenntnisnahme

Antwort:
Die Alternative ist hier die Briefwahl. Die Briefwahlunterlagen können auf folgenden Wegen bei 
der Hansestadt Lübeck angefordert werden:

- einfach und schnell per QR-Code im Wahlbenachrichtigungsschreiben in Auftrag ge-
ben;

- per Online-Briefwahlantrag anfordern;
- persönlich in der Wahl-Zentrale im Rathaus oder in einem der drei Bürgerser-

vicebüros (St. Lorenz, St. Gertrud, Kücknitz) mit der Möglichkeit, die Briefwahl umge-
hend vor Ort durchführen;

- mit dem der Wahlbenachrichtigung beigefügten Wahlscheinantrag, in einem frankier-
ten Briefumschlag an die Hansestadt Lübeck, Rathaus "Wahl-Zentrale", 23539 
Lübeck senden und anfordern;

TOP 3.2.1
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- oder schriftlich beantragen, die Schriftform gilt auch durch
Fax: (0451) 122 4080 oder E-Mail: briefwahl@luebeck.de als gewahrt;

- eine telefonische Antragstellung ist nicht möglich.

Zur Bundestagswahl nutzten annähernd 30% der Lübecker Briefwähler:innen die Möglichkeit der 
persönlichen Beantragung vor Ort, insb. im Rathaus, mit umgehender anschließender Briefwahl. 
Dieses barrierefreie Angebot mit der direkten Möglichkeit zur Wahl wird auch von vielen Wahlbe-
rechtigten mit Beeinträchtigungen und auch von vielen älteren Mitbürger:innen augenscheinlich 
gerne wahrgenommen. Außerdem bieten wir allen Pflegeeinrichtungen in der Hansestadt Lübeck 
die Zusammenarbeit mit der Wahl-Zentrale im Rathaus an, die von ca. 1/3 der Pflegeeinrichtun-
gen angenommen wird, um die Organisation der Briefwahl der in diesen Pflegeeinrichtungen un-
tergebrachten Wähler:innen zu unterstützen. Ein beweglicher Wahlvorstand, den wir ab 30 Wäh-
ler:innen anbieten, wurde in den letzten Jahren von keiner Pflegeeinrichtung angefordert.

Anlagen:

Bürgermeister Jan Lindenau

TOP 3.2.1
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► Nr.  VO/2025/14181
öffentlich

Lübeck, 07.04.2025
Antwort
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
2.502 - SeniorInneneinrichtungen

Bearbeitung: Matthias Schröder (E-Mail: matthias.schroeder@aph-luebeck.de Telefon: 
6099034)

Antwort bzgl. der Anfragen des AM Dr. Flasbarth und Frau Prüß 
zum Quartalsbericht III/2024 und IV/2024 der städtischen Gesell-
schaften und Betriebe
(VO/2024/13693, VO/2025/13881-01 und VO/2025/13953)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.04.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:
Antwort bzgl. der Anfragen des AM Dr. Flasbarth und Frau Prüß zum Quartalsbericht III/2024 
und IV/2024 der städtischen Gesellschaften und Betriebe im Hauptausschuss am 
11.03.2025.

Antwort:
1. AM Dr. Flasbarth möchte zusätzlich wissen, aus welchen konkreten Gründen zu 

jedem Zeitpunkt etwa 35 bis 40 Betten bei den SIE unbelegt blieben. Es er-
scheine ihm unwahrscheinlich, dass dies auf rein geschlechterbedingte oder 
einzelzimmerbedingte Gründe zurückzuführen ist.

Es bleiben nicht zu jedem Zeitpunkt 35 bis 40 Betten unbelegt. 35 Betten entsprechen einem 
Anteil von rund 6 % der derzeitigen Gesamtkapazität der SIE, 40 Betten rund 7 %.
Wie beschrieben, schwanken erfahrungsgemäß die Auslastungen. Neben den genannten 
Gründen spielen aber auch saisonale Schwankungen, insbesondere im letzten Quartal 2024, 
keine unwesentliche Rolle. Der durchschnittliche Leerstand war dennoch regelmäßig unter 
6%, das sind durchschnittlich über alle Häuser gerechnet rund 5 freie Betten.

2. Nachreichen einer Antwort: AM Prüß fragt danach, ob die 96 Prozent Auslas-
tung, auf deren Basis die Entgeltvereinbarungen mit den Pflegekassen kalku-
liert seien, fest durch die Pflegekassen vorgegeben würden oder ob diese Zahl 
verhandelbar sei.

Weder noch. In der Vergangenheit gingen Kassen von wirtschaftlichem Betrieb vollstatio-
närer Einrichtungen bei einer Belegung von 96 % aus, dazu gab es einen begrenzten „Un-
ternehmerrisikoaufschlag“. 

Derzeit wurden 95% ohne Unternehmerrisiko als angemessen zu Grunde gelegt. Die kalku-

TOP 3.3
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latorische Auslastung liegt in Schleswig-Holstein aufgrund eines Beschlusses der Landes-
pflegesatzkommission bei 95% und ist von daher kein Verhandlungsgegenstand.

3. Nachreichen einer Defizitaufschlüsselung: AM Dr. Flasbarth bittet darum, das 
im Bericht aufgeführte Defizit der SIE in seine einzelnen Bestandteile aufzusch-
lüsseln, um nachvollziehen zu können, worauf die hohen Verluste der SIE kon-
kret zurückzuführen sind.

Die Antwort ist dual zu geben.
Die grundsätzlich strukturell bedingten Defizite gehen aus den Ausführungen verschiedener 
Quartalsberichte, vorgelegter Jahresabschlüsse und Wirtschaftspläne hervor. Der Gesamt-
verlust lässt sich darauf zurückführen, dass die Aufwandspositionen, wie z.B. die Ener-
giekosten, nicht vollständig über die Entgelte refinanziert werden konnten. Die Kostenträger 
kappen zu hohe Kostenansätze im Rahmen eines externen Vergleichs: Das bedeutet, dass 
die Kosten in allen Aufwandsbereichen aufgrund von energetisch unterdurchschnittlichen 
Gebäuden mit größtenteils unwirtschaftlichen, schlecht dimensionierten Raumstrukturen ge-
kürzt werden und somit ein strukturelles Defizit entsteht. 
Aus diesem Grund gehen die SIE davon aus, dass diesem Defizit mit Hilfe von Neubauten, 
die diese Nachteile nicht haben, begegnet werden sollte.

Die Defizitabweichung des QB 4/2024 zum Wirtschaftsplan 2024 ist in den einzelnen Be-
standteilen nachfolgend beschrieben. Es sind sowohl negative als auch positive Abweichun-
gen erkennbar:

Summe - Wirtschaftsplan 2024 -2.637.000 
Hochrechnung -QB 4/2024-
Gesamtleistung Erlöse 292.600
Materialaufwand -959.100 
Personalaufwand -861.300 
Abschreibungen 114.500
Sonstige betriebliche Aufwendungen 247.200
Finanzergebnis 3.300
Summe - Hochrechnung Q4/2024 -3.799.800 
Abweichung rund -1.162.800 

Hieraus ableitend nachfolgende Abweichungsanalyse:
Im Bereich Materialaufwand mit rd. -960 T€ befinden sich u.a. die Kosten für Leiharbeit (rd. -
760 T€) aber auch die Kosten für die Wäscherei (rd. -200 T€). Diese Steigerungen sind 
hauptursächlich für die Gesamtabweichung im QB 4/2024. 
Der Personalaufwand liegt, wie bereits berichtet, wegen des Tarifabschlussvolumens eben-
falls über den Planwerten. 
Positive Entwicklungen gegenüber dem Planansatz mit insgesamt rd. +657 T€ finden sich in 
den Bereichen Pflegeleistungen, Abschreibungen, sonstige betriebliche Aufwendungen und 
im Zinsbereich. 

Anlagen:
./.

Senatorin Pia Steinrücke

TOP 3.3
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► Nr.  VO/2023/12446-01
öffentlich

Lübeck, 08.04.2025
Antwort
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
2.502 - SeniorInneneinrichtungen

Bearbeitung: Matthias Schröder (E-Mail: matthias.schroeder@aph-luebeck.de Telefon: 
6099034)

Antwort zur Anfrage von AM Dr. Flasbarth zum Wirtschaftsplan 
2024 der Senior:InnenEinrichtungen (Eigenbetriebsähnliche Ein-
richtung - EäE)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.04.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:
Antwort zur Anfrage von AM Dr. Flasbarth zum Wirtschaftsplan 2024 der Senior:InnenEin-
richtungen (Eigenbetriebsähnliche Einrichtung - EäE) VO 12446 im Hauptausschuss am 
14.05.2024.

Vor vier bis fünf Jahren sei angekündigt worden, man benötige etwa sieben Millionen Euro 
für Gebäudeinstandsetzungen bis 2025. In der Antwort lese er nun, dass bis zum 01.01.2025 
nur etwa 1,1 Millionen Euro ausgegeben sein werden. Herr Dr. Flasbarth bittet darum, eine 
Begründung für diese Differenz vorzulegen.

Antwort:
Im Jahr 2018 wurden seitens des städtischen Gebäudemanagements eine Grobkosten-
schätzung in Höhe von rund 7 Millionen Euro ermittelt. Die Gebäude befanden sich seiner-
zeit im Eigentum der Stiftung Vereinigte Testamente, und es wurde von einer Vollsanierung 
in den Jahren 2025-2030 ausgegangen.

Durch den Bürgerschaftsbeschluss „Strategische Neuausrichtung der städtischen SeniorIn-
nenEinrichtungen SIE“ vom 24.11.2022 (VO/2022/11544) haben die SIE eine neue strategi-
sche Ausrichtung bekommen. Die Gebäude sind seit Jahresbeginn 2023 Eigentum der SIE, 
nicht mehr der Stiftung, und Planungsprämisse ist nicht mehr die Vollsanierung, sondern der 
Ersatz durch Neubauten, die zeitgemäßen energetischen und pflegefachlichen Standards 
entsprechen.

TOP 3.4
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An den Altbauten werden deshalb nur die insoweit noch erforderlichen Instandhaltungsmaß-
nahmen durchgeführt:

2023 2024

409.634 € 667.900 €

Die Kosten für die Brandschutzertüchtigungen (Installation Brandmeldeanlagen) der Einrich-
tungen Dornbreite und Elswigstraße sind in 2024 zu 35 % am Gesamtauftrag enthalten. Die 
Schlussrechnungen hierzu werden in 2025 erwartet.

Die unterschiedlichen Beträge Kostenschätzung 2018 zu Ist sind in Anbetracht der strategi-
schen Grundsatzentscheidung der Bürgerschaft also folgerichtig.

Anlagen:
./.

Senatorin Pia Steinrücke
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► Nr.  VO/2025/14122
öffentlich

Lübeck, 18.03.2025
Bericht
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
1.201 - Haushalt und Steuerung

Bearbeitung: Dennis Bössow (E-Mail: dennis.boessow@luebeck.de Telefon: 122-2051)

Haushaltsplan 2026 - Vorgaben und Fachbereichseckwerte
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

31.03.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
08.04.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:
Vorgaben zur Aufstellung des Haushaltes 2026
Bericht:
Der Planungszeitraum 2026 beginnt in einem Jahr mit erheblichem Haushaltsdefizit. 2024 
wird trotz zeitweiliger Haushaltssperre mit einem Defizit in zweistelliger Millionenhöhe schlie-
ßen. Auch künftig ist mit deutlich geringeren Erträge aus dem Kommunalen Finanzausgleich 
zu rechnen. Eine aktuell angenommene, leicht positive wirtschaftliche Entwicklung kann 
Mehraufwendungen nur bedingt decken. Auch dafür ist es hilfreich, dass derzeit die Prozes-
se der Verwaltung flächendeckend erfasst und Aufgaben im Weiteren überprüft werden.
Ziel der Haushaltsplanung 2026 muss es sein, die Mehraufwendungen / Mindererträge durch 
Priorisierung und restriktive Planung zu kompensieren. In der Mittelfristplanung muss der 
Trend zu einem ausgeglichenen Haushalt erkennbar werden, um die Investitionen der künfti-
gen Jahre realisieren zu können.

Im aktuellen Haushaltsplan 2025 wird ein Defizit von 86,4 Mio. € ausgewiesen. Auch die Mit-
telfristplanung lässt einen Haushaltsausgleich vermissen. In der Folge wurden seitens der 
Kommunalaufsicht im Rahmen der Haushaltsgenehmigung erhebliche Kürzungen bei den 
Krediten und Verpflichtungsermächtigungen vorgenommen, wodurch Investitionsmaßnah-
men nur noch teilweise realisierbar sind. Die Kürzungen wurden mit der VO/2024/13494-12 
umgesetzt. 
Schon draus ergibt sich die Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung. Für den Verwal-
tungsentwurf der Haushaltsplanung 2026 ff gelten deshalb folgende Grundsätze:

1. Grundlage für die Ermittlung der für den Ergebnisplan geltenden Fachbereichseck-
werte 2026 ff gem. Anlage 1 sind die beschlossenen Zuschussbudgets je Fachbe-
reich in der Mittelfristplanung des Ergebnisplans 2025 ohne die Personalaufwendun-
gen und abzüglich einer Einsparvorgabe für die Kontengruppen 52 und 54. Diese An-
sätze werden auf das vorläufige IST-Ergebnis 2024 begrenzt.

TOP 4.1
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Fachbereichseckwerte 2026

€ Gesamt FB1 FB2 FB3 FB4 FB5
2026 - 60.217.600-              132.717.300-            55.470.400-              258.543.600-            177.209.100-            

Eckwert ohne PK 369.890.097- 15.260.556-   90.644.534-   19.132.083 170.167.684- 112.949.406-
2027 697.331.000-            61.326.000-              135.882.300-            59.118.500-              260.797.400-            180.206.800-            

Eckwert ohne PK 390.826.512- 16.065.014-   97.960.931-   17.112.797 173.455.478- 120.457.886-
2028 711.400.300-            61.038.600-              138.401.100-            61.915.800-              266.133.200-            183.911.600-            

Eckwert ohne PK 410.425.402- 17.342.394-   104.809.922- 15.919.182 176.315.002- 127.877.266-
2029 - - - - - -

Eckwert ohne PK 422.476.938- 17.855.409-   108.612.225- 13.576.443 177.448.964- 132.136.782-
 

2. Es sind grundsätzlich keine Stellenplanausweitungen vorzusehen. Ausnahmen gelten 
für solche Stellen, für die eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung zur Schaf-
fung besteht.

3. Die Personalkosten werden fachbereichszentral auf der Basis des IST-Ergebnis 2024 
kalkuliert. Hierbei werden neben den erwarteten Tarifsteigerungen und Besoldungs-
anpassungen, Aufwendungen für neu geschaffene Stellen im ersten Jahr lediglich zu 
50% berücksichtigt.

4. Sämtliche Erläuterungen im Haushaltsplan 2026 stellen die Abweichung zum IST-Er-
gebnis 2024 dar.

5. Grundlage für die Ermittlung der für 2026 ff geltenden Nettoinvestitionsbudgets sind 
die anteiligen Kreditbedarfe je Fachbereich in der Mittelfristplanung sowie die Festle-
gung einer wahrscheinlich genehmigungsfähigen Kreditobergrenze von

75 Mio. € für 2026

80 Mio. € für 2027

85 Mio. € für 2028

90 Mio. € für 2029

T€ FB1 FB2 FB3 FB4 FB5 AF Gesamt
2026 2.786,0 7.977,2 8.973,0 6.505,4 55.026,0 6.267,5-       75.000,0
2027 2.833,8 8.210,9 8.845,6 6.048,5 50.464,2 3.597,1 80.000,0
2028 3.857,9 11.273,0 5.364,9 6.017,1 71.775,0 13.287,9-     85.000,0
2029 3.493,1 10.108,6 9.050,7 7.039,5 65.419,3 5.111,3-       90.000,0

6. Mit dem Haushalt 2026 wird eine Haushaltskonsolidierungsliste vorgelegt. In Ergän-
zung zu den vorgenannten Vorgaben zur Einsparung sollen konkrete Maßnahmen 
zur Reduzierung des Defizits identifiziert werden. 

Mit Datum vom 20.12.2024 wurde der Haushalt 2025 der Hansestadt Lübeck u.a. mit ei-
ner Kreditkürzung von knapp 20 Mio. € und damit beinahe einem Viertel durch die 
Kommunalaufsicht genehmigt.
Auslöser ist das im Plan 2025 ausgewiesene, hohe Defizit sowie der in der Mittelfristpla-
nung abgebildete Trend zum Ergebnisplan.
Anders als in vielen Vorjahren ist nicht mehr die unzureichende Umsetzungsquote das 
zentrale Problem und Auslöser für die Kürzung bei den Krediten und Verpflichtungser-
mächtigungen sondern die nach Auffassung der Kommunalaufsicht mangelnde Leis-
tungsfähigkeit in Folge der defizitären Ergebnispläne. Während im Jahre 2023 das 60%-
Ziel in der Umsetzungsquote gerade so erreicht wurde, schließt das Jahr 2024 (vorbe-
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haltlich des finalen Jahresabschlusses) bei einer Quote von 74% über alle Produkte. Der 
bauintensive Fachbereich 5 erreicht sogar eine Quote von 87%.
Das ist sachlich betrachtet der Erfolg der alljährlichen Bemühungen zur Erhöhung der 
Quote - und zwar von beiden Seiten. Also durch die bewusste Reduzierung des Reste-
volumens und der durch zentrale Vorgaben ausgelösten Verknappung der neuen Inves-
titionsmittel bei unveränderter Projektfülle einerseits sowie der Kapazitätserhöhung und 
Umsatzsteigerung im Umfeld steigender Preise andererseits.
Mit der jetzt defizitären Haushaltslage und der daraus folgenden Einschränkung in der 
Kreditermächtigung bzw. Investitionstätigkeit tritt eine weitere Verknappung der für die 
vorgesehenen Investitionen verfügbaren Haushaltsmittel ein.
In der Mittelfristplanung des Haushalts 2025 sind für das Jahr 2026 Kreditmittel in Höhe 
von 91,7 Mio. € vorgesehen. Für 2025 wurden 65 Mio. € genehmigt.
Absehbar ist, dass die Kreditermächtigung nur dann wesentlich höher ausfallen wird, 
wenn der Haushaltsausgleich und damit die dauernde Leistungsfähigkeit wiederherge-
stellt ist. Entsprechend ehrgeizige Ziele wurden für den Ergebnisplan formuliert.
Unter der Voraussetzung, dass das Planergebnis 2026 erreicht und in der Mittelfristpla-
nung der Trend zum Haushaltsausgleich aufgezeigt werden kann, ist vorsichtig optimis-
tisch anzunehmen, dass die Kreditermächtigung für 2026 etwas höher ausfällt, als für 
2025.

Der nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand prognostizierte Fehlbedarf für 2026 kann 
durch die Begrenzung der Zuschussbudgets der Fachbereiche deutlich gegenüber dem 
in der Mittelfristplanung ausgewiesenen Defizit von 91 Mio. € verbessert werden und lä-
ge unter Einbeziehung der Allgemeinen Deckungsmittel bei ca. 60 Mio. EUR. 

 
Anlagen:
Anlage 1 - Eckwerte 2026 ff

Bürgermeister Jan Lindenau
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1.201 Anlage 1

€ Gesamt FB1 FB2 FB3 FB4 FB5
2026 60.217.600-               132.717.300-             55.470.400-               258.543.600-             177.209.100-             
Eckwert HHPL 2025 ohne PK 390.194.900-             21.823.200-               94.418.100-               10.214.800               175.851.700-             108.316.700-             
Anteil Kontengruppe 52 153.354.900-             16.378.300-               5.395.100-                 15.484.800-               28.772.900-               87.323.800-               
Anteil Kontengruppe 54 167.500.200-             5.473.500-                 99.576.400-               29.124.200-               15.643.000-               17.683.100-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 52 139.508.069-             9.013.812-                 4.656.589-                 11.221.259-               23.886.603-               90.729.806-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 54 161.042.228-             6.275.344-                 96.541.345-               24.470.458-               14.845.281-               18.909.800-               
Differenz 20.304.803-               6.562.644-                 3.773.566-                 8.917.283-                 5.684.016-                 4.632.706                 

Eckwert HHPL 2026 ohne PK 369.890.097-     15.260.556-       90.644.534-       19.132.083       170.167.684-     112.949.406-     
2027 697.331.000-             61.326.000-               135.882.300-             59.118.500-               260.797.400-             180.206.800-             
Eckwert HHPL 2025 ohne PK 396.033.500-             21.969.500-               96.625.700-               8.208.700                 176.064.800-             109.582.200-             
Anteil Kontengruppe 52 151.519.000-             16.336.900-               5.395.600-                 15.309.900-               27.983.800-               86.492.800-               
Anteil Kontengruppe 54 169.265.800-             5.621.200-                 99.527.000-               31.070.500-               15.294.000-               17.753.100-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 52 146.483.472-             9.464.503-                 4.889.418-                 11.782.322-               25.080.933-               95.266.296-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 54 169.094.339-             6.589.111-                 101.368.412-             25.693.981-               15.587.545-               19.855.290-               
Differenz 5.206.988-                 5.904.486-                 1.335.231                 8.904.097-                 2.609.322-                 10.875.686               

Eckwert HHPL 2026 ohne PK 390.826.512-     16.065.014-       97.960.931-       17.112.797       173.455.478-     120.457.886-     
2028 711.400.300-             61.038.600-               138.401.100-             61.915.800-               266.133.200-             183.911.600-             
Eckwert HHPL 2025 ohne PK 402.571.800-             20.695.900-               98.162.400-               7.094.500                 179.296.300-             111.511.700-             
Anteil Kontengruppe 52 152.622.100-             14.594.400-               5.395.600-                 15.519.100-               30.394.000-               86.719.000-               
Anteil Kontengruppe 54 170.881.000-             5.615.400-                 99.527.600-               32.655.700-               15.289.200-               17.793.100-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 52 153.807.646-             9.937.728-                 5.133.889-                 12.371.438-               26.334.980-               100.029.611-             
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 54 177.549.056-             6.918.567-                 106.436.833-             26.978.680-               16.366.922-               20.848.055-               
Differenz 7.853.602                 3.353.506-                 6.647.522                 8.824.682-                 2.981.298-                 16.365.566               

Eckwert HHPL 2026 ohne PK 410.425.402-     17.342.394-       104.809.922-     15.919.182       176.315.002-     127.877.266-     
2029 -                             
Eckwert HHPL 2025 ohne PK 396.266.733-             21.496.200-               96.402.067-               8.506.000                 177.070.933-             109.803.533-             
Anteil Kontengruppe 52 152.498.667-             15.769.867-               5.395.433-                 15.437.933-               29.050.233-               86.845.200-               
Anteil Kontengruppe 54 169.215.667-             5.570.033-                 99.543.667-               30.950.133-               15.408.733-               17.743.100-               
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 52 161.498.028-             10.434.614-               5.390.584-                 12.990.010-               27.651.729-               105.031.092-             
IST-Ergebnis 2024 Kontengruppe 54 186.426.509-             7.264.495-                 111.758.675-             28.327.614-               17.185.268-               21.890.457-               
Differenz 26.210.204               3.640.791-                 12.210.158               5.070.443-                 378.031                     22.333.249               

Eckwert HHPL 2026 ohne PK 422.476.938-     17.855.409-       108.612.225-     13.576.443       177.448.964-     132.136.782-     

Fachbereichseckwerte 2026
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► Nr.  VO/2025/14170
öffentlich

Lübeck, 02.04.2025
Bericht
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
1.300 - Recht

Bearbeitung: Sebastian Ziemann (E-Mail: Sebastian.Ziemann@luebeck.de Telefon: 122-3003)

Verschwiegenheitspflicht über Ablauf und Inhalt nichtöffentlicher 
Beratungen in Bürgerschaft und Ausschüssen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.04.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:
In der Sitzung des Hauptausschusses am 10. September 2024 bat AM Fürter den Bereich 
Recht darum, eine Handreichung zu erstellen, aus der hervorgeht, wie mit nichtöffentlichen 
Vorlagen seitens der Fraktionen umzugehen sei und unter welchen Umständen ggf. aus die-
sen Vorlagen zitiert werden dürfe, um beispielsweise bestimmte öffentliche Sachverhalte 
näher zu erläutern.

Der Bereich Recht wurde um eine schriftliche Stellungnahme gebeten. 

Bericht:
Die rechtliche Prüfung hat Folgendes ergeben: 
 
1. 
Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger haben nach § 21 Abs. 2 GO über die ihnen bei 
dieser 
Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen (§ 21 Abs. 2 Satz 2 GO). § 21 Abs. 2 
gilt gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 GO auch für Bürgerschaftsmitglieder und über § 46 Abs. 12 
GO auch für Ausschussmitglieder. 
 
Dass der Verschwiegenheitspflicht auch alle Angelegenheiten unterliegen, die der Rat in 
nichtöffentlicher Sitzung berät, ist allgemein anerkannt (vgl. u.a. OVG NRW, Beschluss vom 
7.4.2011 - 15 A 441/11; OVG NRW, Urteil vom 22.09.1965 - III A. 1360/63 - DÖV 1966, 504, 
505; BayVGH, Beschluss vom 29.01.2004 - 4 ZB 03.174). Dazu zählen nach Rechtspre-
chung und Literatur insbesondere die eigentliche Beratung und das Abstimmungsergebnis. 
Die für die Gemeindeordnung Schleswig-Holstein einschlägige und aktuelle Kommentierung 
(Dehn/Wolf, Gemeindeordnung, 18.A., Anm. 9 zu § 35 Abs. 2) führt hierzu Folgendes aus: 
 
„Personen, die an nicht öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung teilgenommen ha-
ben, sind verpflichtet, über den Ablauf und den Inhalt der Beratung Verschwiegenheit zu 
bewahren… . Das OVG NRW hat in einem Einzelfall ausdrücklich hervorgehoben (Der Ge-

TOP 4.2

15 von 61 in Zusammenstellung



Seite: 2/3

meinderat 2012 S. 78), dass ein Beschluss über die Ausschließung der Öffentlichkeit zu-
gleich bedeute, dass die jeweilige Angelegenheit geheim zu halten sei. Wird in der Sitzungs-
einladung oder in der Tagesordnung angekündigt, dass der Ausschluss der Öffentlichkeit bei 
bestimmten Tagesordnungspunkten erforderlich ist, so gilt die Verpflichtung zur Verschwie-
genheit von Anfang an, d. h. seit der Einladung zur Sitzung unter Übermittlung der Tages-
ordnung und etwaiger Sitzungsvorlagen (VG Köln, DVP 2013 S. 127). Hierin liegt eine ge-
wisse (zulässige) Beschränkung des freien Mandates der Mitglieder der Vertretungskörper-
schaft (§ 32 Abs. 1 GO), die diese hinzunehmen haben, soweit die Ausschließung der Öf-
fentlichkeit rechtlich erforderlich war. Bestehen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Aus-
schlusses und damit an der damit verbundenen Verschwiegenheitsverpflichtung, so kann 
von den Mitgliedern der Gemeindevertretung der Verwaltungsrechtsweg beschritten werden 
(OVG NRW, DVP 2002 S. 256, OVG NRW, a. a. O.).“ 
 
In der (älteren) Kommentierung von Rentsch/Ziertmann (Gemeindeverfassungsrecht, § 21 
Rn 4) heißt es: 
 
„Der Ablauf nichtöffentlicher Sitzungen gemäß § 35 Abs. 1 Satz 2 unterliegt grundsätzlich der 
Verschwiegenheitspflicht, und zwar sowohl in formeller als auch in materieller Hinsicht. Die 
formelle Verschwiegenheitspflicht bezieht sich dabei auf Sitzungsablauf, Gang der Diskussi-
on, Äußerungs- und Abstimmungsverhalten einzelner Teilnehmer, während die materielle 
Verschwiegenheitspflicht der Verhandlungsgegenstand selbst betrifft.“ 
 
Der dargestellten Rechtsmeinung kann uneingeschränkt gefolgt werden. Ernstzunehmende 
Gegenstimmen sind weder aus der einschlägigen Literatur noch der Rechtsprechung ersicht-
lich. Damit kann festgehalten werden, dass sich die Verschwiegenheitspflicht nicht nur über 
Beratungsinhalte, sondern auch über das Abstimmungsverhalten in nichtöffentlichen Sitzun-
gen erstreckt. 
 
2. 
Ob auch die eigene Abstimmung zur Verschwiegenheitspflicht gehört, ist nicht ganz so ein-
fach zu beantworten (bejahend Widtmann/Grasser/Glaser, Bayerische Gemeindeordnung, 
Kommentar, Art. 20 Rn. 4 mit Hinweis auf a.A. Säcker, Aktuelle Probleme der Verschwie-
genheitspflicht der Aufsichtsratsmitglieder, NJW 1986, 803/807). Dies wird man jedenfalls 
dann annehmen müssen, wenn mit der Offenbarung der eigenen Abstimmung Rücksch-
lüsse auf das Abstimmungsverhalten anderer gezogen werden können. Eine klare Ant-
wort, wie in anderen Fällen zu verfahren ist, gibt es hierzu derzeit nicht. In Zweifelsfällen ist 
zu raten, das eigene Abstimmungsverhalten nicht öffentlich zu machen. 
 
3. 
Der Vollständigkeit halber sei noch auf Folgendes hingewiesen: Da die Rechtsprechung in 
dem Beschluss, die Öffentlichkeit auszuschließen, zugleich den Beschluss sieht, die Angele-
genheit geheim zu halten, kann auch ein zu Unrecht erfolgter Ausschluss der Öffentlichkeit 
grundsätzlich die Verschwiegenheitspflicht nach sich ziehen (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 
23. Dezember 2009 15 A 2126/09 -, NWVBl. 2010, 237; VG Oldenburg, Urteil vom 
29.09.2005, 2 A 68/03) Das OVG RheinlandPfalz hatte in einem Urteil vom 13.06.1995 - 7 A 
12186/94 – insoweit eine „Flucht in die Öffentlichkeit“ nur für rechtmäßig erachtet, wenn das 
Ratsmitglied zuvor dem Rat Gelegenheit gegeben hat, von seiner Auffassung Kenntnis zu 
nehmen und sich zudem zunächst an die Aufsichtsbehörde wendet. 
 
4. 
Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht stellt eine Ordnungswidrigkeit nach § 134 
GO dar. Unter bestimmten Umständen kann auch eine Strafverfolgung in Betracht kommen 
(vgl. Dehn/Wolf, GO SH, § 21 Abs. 2 Rn. 14 ff.). 
 
Ergebnis: 
Die Verschwiegenheitspflicht bei nichtöffentlichen Sitzungen gilt für Sitzungsablauf, Gang der 
Diskussion, Äußerungs- und Abstimmungsverhalten, Verhandlungsgegenstand und Bera-
tungsinhalte. Das eigene Abstimmungsverhalten unterliegt jedenfalls dann der Verschwie-

TOP 4.2

16 von 61 in Zusammenstellung



Seite: 3/3

genheitspflicht, wenn mit dessen Offenbarung Rückschlüsse auf das Abstimmungsverhalten 
anderer gezogen werden könnten. Auch ein zu Unrecht erfolgter Ausschluss der Öffentlich-
keit zieht grundsätzlich eine Verschwiegenheitspflicht nach sich. 
 
Anmerkung: Die bloße Wiedergabe des Inhalts der für die Bekanntmachung der nichtöffent-
lich gefassten Beschlüsse formulierten Beschlusstexte gemäß § 35 Abs. 3 GO wird hiervon 
nicht erfasst und ist also zulässig. 

Anlagen:
-

Bürgermeister Jan Lindenau
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► Nr.  VO/2025/13983
öffentlich

Lübeck, 13.02.2025
Bericht
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Achim Selk (E-Mail: achim.selk@luebeck.de Telefon: 122-6123)

Städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling - Umsetzungsplan und 
Maßnahmenpriorisierung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

10.03.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
07.04.2025 Bauausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
10.04.2025 Jugendhilfeausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
22.05.2025 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:

1. Aufgrund der sich verändernden Rahmenbedingungen in der Städtebauförderung wird für 
die weitere Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme Moisling der nachste-
hende Umsetzungsplan zur Realisierung prioritärer baulicher Einzelmaßnahmen verfolgt. 

2. Zur Zwischenfinanzierung von Einzelmaßnahmen der Städtebauförderung erfolgt eine 
flexible Ausleihe von Mitteln aus dem Sondervermögen der Gesamtmaßnahme Altstadt 
sowie eine haushalterische Ordnung, die über die kommunale Regel-Anteilsfinanzierung 
hinausgeht.

Bericht:
Hintergrund
Die Hansestadt Lübeck führt in Moisling eine städtebauliche Gesamtmaßnahme im Rahmen 
der Städtebauförderung durch. Für diese Gesamtmaßnahme hat die Bürgerschaft der Han-
sestadt Lübeck mit ihren Beschlüssen zur städtebaulichen Rahmenplanung der „Neuen Mit-
te“ Moisling (VO/2022/11716, 23.02.2023) und insbesondere zur Fortschreibung des inte-
grierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (VO/2023/12645, 25.01.2024) den Umfang 
an zu realisierenden (baulichen) Einzelmaßnahmen und deren Finanzierung beschlossen. Im 
Oktober 2024 wurde die Gesamtmaßnahme Moisling von dem auslaufenden Städtebauför-
derungsprogramm „Soziale Stadt“ in das neue Programm „Wachstum und nachhaltige Er-
neuerung“ überführt. Mit dieser Programmüberführung ist die Gesamtmaßnahme spätestens 
in 15 Jahren zu beenden. 

Geänderte Rahmenbedingungen: „Paradigmenwechsel“ in der Städtebauförderung
Dem o.g. Bürgerschaftsbeschluss folgend hat die Hansestadt Lübeck im Februar 2024 einen 
weiterführenden Antrag auf Zuwendungen der Städtebauförderung i. H. v. 8,0 Mio. EUR (3/3) 
gestellt. Dieser Antrag wurde Ende 2024 mit einer Zuwendung i. H. v. 1,1 Mio. EUR beschie-
den, der gemäß der üblichen Anteilsfinanzierung (3/3) gemeindliche Eigenmittel i. H. v. 
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358.000,00 EUR beinhaltet. Damit liegt die Zuwendung deutlich unter der Antragssumme. 
Diese Zuwendung wird in 7 Jahrestranchen in unterschiedlichen Höhen gewährt, der erste 
Förderungsbetrag kann erst 2027 abgerufen werden. 

Ein nächster Förderungsantrag für die Gesamtmaßnahme Moisling wird fristgemäß im jährli-
chen Turnus zum 28.02.2025 eingereicht – die Mittelankündigung und Zuwendungsbeschei-
de werden i. d. R. im IV. Quartal eines Jahres ausgestellt. Allerdings kann nicht belastbar 
geschätzt werden, wie hoch eine etwaige Zuwendung ausfallen wird.

Es ist jedoch festzustellen, dass sich die Rahmenbedingungen der Städtebauförderung in 
Schleswig-Holstein – insbesondere im Hinblick auf die angewendete Praxis des Förderungs-
instruments – grundlegend geändert haben und eine gewisse Unsicherheit für die kommen-
den Jahre besteht:

Zum einen wurde im Sommer 2024 im Zuge der Aufstellung des Landeshaushaltes öffentlich 
ein Rückzug aus der Städtebauförderung diskutiert. Schlussendlich erfolgte zwar keine 
Streichung oder Kürzung des Landesanteils, aber das Land bildet seinen Förderanteil bereits 
ab dem 01.01.2025 als Vorwegabzug im kommunalen Finanzausgleich ab, was de facto eine 
Mehrbelastung der Gemeinden und Kreise bedeutet.

Zum anderen ist die Städtebauförderung in Schleswig-Holstein zunehmend überzeichnet. 
Auch wenn das Programmvolumen, welches vom Bund über die Verwaltungsvereinbarungen 
(VV) zur Städtebauförderung vorgegeben wird, in den letzten Jahren konstant bei ca. 66 Mio. 
EUR lag und zu je einem Drittel von Bund, Land und Kommunen getragen wurde (3/3), stieg 
das Antragsvolumen im Land deutlich an. So gab es bereits 2022 einen hohen Bedarf, der in 
2023 mit einem Antragsvolumen aller Gesamtmaßnahmen auf insg. 137,0 Mio. EUR an-
wuchs. In 2024 wurden in Schleswig-Holstein insg. 241,5 Mio. EUR Städtebauförderungsmit-
tel für 64 Gesamtmaßnahmen beantragt, so dass eine fast vierfache Überzeichnung festzu-
stellen ist.  

Vor allem diese Überzeichnung auf Landesebene wird das Instrument der Städtebauförde-
rung – insbesondere in seiner praktischen Anwendung – deutlich verändern: Auch in den 
nächsten Jahren wird aufgrund der großen Anzahl an nahezu 100 Gesamtmaßnahmen, die 
in Schleswig-Holstein in die Städtebauförderung aufgenommen wurden, ein wachsender 
Mittelbedarf bestehen. Die künftige (finanzielle) Ausstattung der Städtebauförderung ist zu-
dem abhängig von den Bundes- und Landeshaushalten – und aufgrund der bundespoliti-
schen Lage bereits in 2025 offen. Selbst wenn die Städtebauförderung in den nächsten Jah-
ren auf einem konstanten Level gehalten werden könnte, ist davon auszugehen, dass das 
Programmvolumen in Schleswig-Holstein nicht ausreichen wird, um die konkreten Bedarfe 
der Kommunen zu decken oder zu einer angemessenen, zweckmäßigen Verteilung zu ge-
langen, zumal auch wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie Inflation bzw. Baukostensteige-
rungen bei der Maßnahmendurchführung zu berücksichtigen sind.

Städtebauförderung in der Praxis
Diese geänderten Rahmenbedingungen führen dazu, dass sich für die Kommunen die gän-
gige Praxis in der Anwendung der Städtebauförderung grundlegend verändern wird. Auch 
wenn förderrechtlich immer geregelt war, dass kein Anspruch auf Fördermittel besteht, ergibt 
sich eine zunehmende Unsicherheit über die Gewährung von Zuwendungen und folglich ein 
größeres Risiko der Finanzierbarkeit von baulichen Einzelmaßnahmen, welches von den 
Kommunen zu tragen ist. Der Fördermittelgeber hat in Gesprächen kürzlich mitgeteilt, dass 
er keine übergeordnete Steuerungsfunktion im Zusammenhang mit der konzeptionellen Aus-
gestaltung von Gesamtmaßnahmen und der Programmaufstellung im Land übernimmt, son-
dern verweist auf die kommunale Planungshoheit. Dies führt dazu, dass in den jeweiligen 
Gesamtmaßnahmen zwangsläufig eine stärkere Priorisierung von Einzelmaßnahmen vorzu-
nehmen ist. 

Der Fördermittelgeber gewährt die Zuwendungen nach Einzelfallentscheidungen und be-
darfsorientiert für jede einzelne Gesamtmaßnahme. Für die Mittelverteilung im Land gibt es 
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kein Prinzip der Proportionalität zwischen Regionen bzw. Kommunen und keine Berücksich-
tigung spezifischer Indikatoren. Zudem werden in absehbarer Zeit keine neuen Gesamtmaß-
nahmen in die Städtebauförderung aufgenommen. Wesentliche Kriterien für die Gewährung 
von Zuwendungen sind der Mittelbedarf einer Gesamtmaßnahme, die Finanzsituation des 
Sondervermögens, der Konkretisierungsgrad von Planungen für Einzelmaßnahmen und de-
ren Bedeutung für das Gebiet. 

Das Land legt damit einen stärkeren Fokus auf die unmittelbare Verausgabung von Städte-
bauförderungsmitteln und die Zuwendung für planerisch fortgeschrittene, konkretisierte oder 
gar in baulicher Umsetzung befindliche Einzelmaßnahmen. In der praktischen kommunalen 
Anwendung sind folglich Objektplanungen für Einzelmaßnahmen voranzutreiben und dem 
Fördermittelgeber vorzulegen, die einer Genehmigungsplanung entsprechen (Leistungspha-
se 4 nach Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI)) – aber zugleich kann kei-
ne Durchfinanzierung der Einzelmaßnahme über Mittel der Städtebauförderung (3/3) sicher-
gestellt werden. Eine Durchfinanzierung von Einzelmaßnahmen vorab durch Abbildung von 
entsprechenden Kostenansätzen im Sondervermögen und Berücksichtigung von beschiede-
nen Zuwendungstranchen, ist demnach – gerade bei kostenintensiveren hoch- oder tiefbau-
lichen Einzelmaßnahmen wie insb. die Errichtung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtun-
gen oder Straßenraumumgestaltungen – nicht mehr möglich. 

In der gängigen Praxis ändert sich die Funktion des Sondervermögens: Dadurch, dass u. U. 
keine Durchfinanzierung von Einzelmaßnahmen gegeben ist und eine Unsicherheit über die 
Höhe von beantragten Zuwendungen besteht, verbleibt ein größeres Finanzierungsrisiko für 
die Kommunen als bislang. Dieses Risiko muss im kommunalen Haushalt abgebildet wer-
den, um die vorgesehen Einzelmaßnahmen überhaupt umsetzen zu können.  

Bedeutung für die Gesamtmaßnahme Moisling
Für die Gesamtmaßnahme Moisling ergeben sich weitreichende Konsequenzen: Die vorge-
sehenen Einzelmaßnahmen können nicht im aufgestellten Prozess- und Zeitplan umgesetzt 
werden. Eine Finanzierbarkeit der Maßnahmen, deren Planung und/oder Durchführung 2025 
vorgesehen war, ist in ihrer Gesamtheit nicht gegeben. 

Problematisch ist dies insbesondere für die städtebauliche Sanierungsmaßnahme „Neue 
Mitte“: Aufgrund der angestrebten städtebaulichen und funktionalen Neuordnung und Mittel-
bündelung sind dort mehrere Einzelmaßnahmen bereits eingeleitet bzw. vorgesehen, die 
aufgrund bedingender Planungsprozesse sowie definierten Baufolgen und -abschnitten in 
komplexer Abhängigkeit zueinanderstehen. Hier wurden schon erste Ordnungsmaßnahmen 
(d. h. Abriss von Gebäuden) im Rahmen der Städtebauförderung umgesetzt, die aktuell als 
Brachfläche das Stadtbild prägen. Weitere Ordnungsmaßnahmen sind erforderlich, um Flä-
chen für die geplanten Neubauvorhaben freizumachen. Die geplanten Einzelmaßnahmen – 
der Neubau einer Kindertagesstätte mit Familienzentrum, die Errichtung eines Stadtteilhau-
ses, die Schaffung eines Stadtteilplatzes – decken unterschiedliche öffentliche Nutzungen 
ab, für die gerade in Moisling aufgrund der spezifischen sozialen Problemlagen im Quartier 
ein großer Bedarf besteht. Es sind mehrere Maßnahmen Dritter im Wohnungsbau, in der 
Nahversorgung und in der Senior:Innen-Pflege vorgesehen, die aufgrund der o. g. Abhän-
gigkeiten in den Prozess integriert sind. Diese Investoren und Träger sind bereits Anhandga-
ben eingegangen oder haben Grunderwerb vollzogen, um Voraussetzungen für die nächsten 
Maßnahmenschritte zu schaffen. Sollte dieser Sanierungsprozess stoppen, ist zu befürchten, 
dass Dritte aus dem Prozess aussteigen und sinnvolle, wie dringend erforderliche Bauvorha-
ben aufgegeben werden müssen. Damit wird gerade der wesentliche Effekt der Städtebau-
förderung, nämlich das Auslösen von weiteren umfassenden Investitionen, beeinträchtigt.

Die Hansestadt Lübeck und der Sanierungsträger TRAVE haben diese Problematik gegen-
über dem Land deutlich zum Ausdruck gebracht, u. a. hat Herr Bürgermeister Lindenau ein 
umfassendes Schreiben an den Ministerpräsidenten versendet. Neben den Konsequenzen 
für die Gesamtmaßnahme Moisling wurde auch auf die abnehmende Funktions- und Tragfä-
higkeit der Städtebauförderung als Instrument eingegangen. Hier wird eine Verantwortung 
des Landes gesehen, eine Steuerung und Planbarkeit im Zusammenhang mit der konzeptio-
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nellen Ausgestaltung von Gesamtmaßnahmen und der Programmaufstellung auf Landes-
ebene sicherzustellen, die es den Kommunen ermöglicht, belastbare und verlässliche Maß-
nahmenplanungen aufzustellen. 

Priorisierung von Einzelmaßnahmen – Anpassung des Umsetzungsplans
Um handlungsfähig zu bleiben und insbesondere den eingeleiteten Prozess der städtebauli-
chen Sanierungsmaßnahme in der „Neuen Mitte“ fortführen zu können, ist eine Anpassung 
des Umsetzungsprozesses erforderlich. Mit dem Sanierungsträger hat eine fachliche Ab-
stimmung stattgefunden, in der die komplexen Abhängigkeiten der unterschiedlichen Maß-
nahmen und Projekte Dritter berücksichtigt wurden. In der Konsequenz wurden klare Maß-
nahmenprioritäten definiert (siehe Anlage 1 und 2).

Zusammenfassend priorisiert der Umsetzungsplan einzelne Maßnahmen der „Neuen Mitte“, 
zumal dort per Bürgerschaftsbeschluss ein städtebauliches Sanierungsverfahren gem. § 142 
BauGB eingeleitet wurde und dieser Neuordnungsprozess seit einigen Jahren (sichtbar) 
läuft. 

Da es bislang gängige Praxis in der Städtebauförderung war, die Tranchen der zugewiese-
nen Fördermittel auf dem Treuhandkonto zu sammeln, bis eine Durchfinanzierung der ge-
planten Maßnahmen durch Fördermittel sichergestellt war, steht für die Gesamtmaßnahme 
zum 31.01.2025 ein Finanzrahmen i. H. v. ca. 2,3 Mio. EUR zur Verfügung, der sich aus be-
reits vorhandenen Mitteln/Zuwendungen zusammensetzt. Die o. g. Zuwendung aus dem 
Bescheid von 2024 i. H. v. 1,1 Mio. EUR (3/3) wird ab 2027 (in 4 Jahrestranchen) bereitge-
stellt. Ein nächster Förderungsantrag wurde fristgemäß zum 28.02.2025 beim Fördermittel-
geber eingereicht. Derzeit ist offen, in welcher Höhe Zuwendungen in den nächsten Jahren 
beschieden werden.

2025 wird das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 21.01.00 „Oberbüssauer Weg/Neue Mitte 
Moisling“ abgeschlossen. Der Satzungsbeschluss ist in der zweiten Jahreshälfte vorgesehen 
und schafft Planungsrecht für die Neubebauung. 

Auch werden 2025 weitere Ordnungsmaßnahmen im nördlichen Teilbereich der „Neuen Mit-
te“ durchgeführt, um eine Baureifmachung des Baufelds zu erzielen. Dazu zählen der Ab-
bruch eines Wohn- und Geschäftsgebäudes (Ladenzeile) und eines Garagenhofs. Erforder-
lich ist ebenfalls ein Grunderwerb. Damit werden die Voraussetzungen für den Neubau des 
Stadtteilhauses und des Stadtteilplatzes als Städtebauförderungsmaßnahmen sowie für die 
Errichtung eines Wohn- und Geschäftsgebäudes mit sozialem Wohnungsbau und Einzel-
handel durch einen Dritten geschaffen. 

Für das Neubauvorhaben „Kindertagesstätte mit Familienzentrum“ in der „Neuen Mitte“ wur-
de ein Wettbewerbsverfahren durchgeführt. Seit dem 24.01.2025 liegt ein hochbaulicher 
Entwurf vor, auf dessen Grundlage ein Vergabeverordnungsverfahren durchgeführt und eine 
konkrete Objektplanung bis Leistungsphase 4 nach HOAI aufgestellt wird. Für dieses Vorha-
ben in der Trägerschaft eines Dritten besteht ein großer Handlungsbedarf, da es im Kontext 
einer Verlagerung und Erweiterung eines bestehenden Kita-Standortes steht: Durch die Ver-
lagerung wird ein Schlüsselgrundstück für den Neubau einer städtischen Senior:Innen-Ein-
richtung freigemacht, zugleich erfordert der aktuelle bauliche Zustand des Bestandsgebäu-
des ein rasches Handeln. 

Unter der Berücksichtigung gebundener Mittel (insb. für Bauleitplanung, aktuelle Wettbe-
werbsverfahren) und laufender Ausgaben (insb. für Quartiersmanagement und Sanierungs-
träger) werden diese Maßnahmen i. H. v. voraussichtlich ca. 4,3 Mio. EUR in 2025 teilweise 
über die vorhandenen Mittel finanziert werden können. Eine anteilige Zwischenfinanzierung 
über Mittelausleihe (i. H. v. ca. 2,0 Mio. EUR) ist erforderlich (s. u.).

Von 2026 bis 2028 werden prioritär die baulichen Realisierungen der Kindertagesstätte mit 
Familienzentrum (Kostenansatz: ca. 5,0 Mio. EUR), des Stadtteilplatzes (ca. 1,5 Mio. EUR) 
und des Stadtteilhauses (ca. 8,7 Mio. EUR). verfolgt. Diese Vorhaben sind Schlüsselmaß-
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nahmen der „Neuen Mitte“ und wesentlich für die Funktion und Attraktivität eines Stadtteil-
zentrums. Der Fokus liegt hier zunächst auf der Errichtung der Kindertagesstätte und auf der 
Anlage des Stadtteilplatzes. Der Bau dieser 3 Einzelmaßnahmen der Städtebauförderung ist 
z. Z. nicht über Fördermittel gedeckt.

Die Durchführung weiterer vorgesehener Einzelmaßnahmen wird weiterhin verfolgt: Die Pla-
nung für den Neubau der städtischen Kindertagesstätte „Achternkaten“, der als Verlagerung 
und Erweiterung der Kita „Moislinger Berg“ vorgesehen ist und aufgrund der Unterversor-
gung mit Kita-Plätzen im Stadtteil und des schlechten baulichen Zustands des Bestandsge-
bäudes geboten ist, wird auf Grundlage des aktuell laufenden Architektenwettbewerbs bis 
Leistungsphase 4 fortgeführt, aber unter den gegebenen Bedingungen zunächst nicht bau-
lich realisiert. Der Umbau der „Alten Schule“ zu einem „Haus für Vereine“ oder die weiteren 
Einzelmaßnahmen zur Erschließung der „Neuen Mitte“ („Stadtachse“ und „Vorplatz“ zum 
Bahnhaltepunkt, Straßenraumumgestaltung Kiwittredder) werden bearbeitet, wenn die o. g. 
prioritäten Maßnahmen abgeschlossen sind und Förderfähigkeiten abgeschätzt werden kön-
nen. Außerdem wird der Leistungsumfang des Quartiersmanagements reduziert. 

Finanzierung der Gesamtmaßnahme
Die Hansestadt Lübeck wird im jährlichen Turnus weitere Zuwendungen für die Gesamt-
maßnahme Moisling beantragen – allerdings kann nicht prognostiziert werden, in welcher 
Höhe und in welcher Fälligkeit (Aufteilung auf 7 Jahrestranchen) Städtebauförderungsmittel 
beschieden werden. 

Unter Anwendung des o. g. angepassten Umsetzungsplans wird Mitte 2025 die Situation 
eines vollständigen Mittelabflusses eintreten – damit wäre die neuerdings geforderte „zügige“ 
Verausgabung von Städtebauförderungsmitteln sowie eine Baureifmachung in der „Neuen 
Mitte“ erreicht. Für die bauliche Realisierung der Einzelmaßnahmen „Kindertagesstätte mit 
Familienzentrum“, „Stadtteilplatz“ und „Stadtteilhaus“ werden dem Fördermittelgeber konkre-
te Objektplanungen vorgelegt, die große Bedeutung dieser Vorhaben für den Stadtteil kann 
nachgewiesen werden. 

Auch wenn davon auszugehen ist, dass die Gesamtmaßnahme Moisling weitere Zuwendun-
gen erhält, könnte der Fall eintreten, dass die o. g. prioritären Einzelmaßnahmen nicht über 
ausstehende Zuwendungsbescheide (zumindest unmittelbar) in den nächsten Jahren durch-
finanziert sind. Um dennoch diese Vorhaben als wesentliche Bausteine der „Neuen Mitte“ 
realisieren zu können und einen totalen Baustopp der städtebaulichen Sanierung mit allen 
Konsequenzen zu vermeiden, muss die Hansestadt Lübeck das Risiko der Finanzierbarkeit 
im eigenen Haushalt abbilden. 

Dazu erfolgt zur Zwischenfinanzierung einerseits eine flexible Ausleihe von Städtebauförde-
rungsmitteln aus dem Sondervermögen der Gesamtmaßnahme „Altstadt“: Dort sind ausrei-
chend Mittel vorhanden, die nicht in den nächsten zwei bis drei Jahren eingesetzt werden 
können. Es werden Mittel i. H. v. max. 5,0 Mio. EUR für die Gesamtmaßnahme Moisling 
ausgeliehen, um eine zügige und prioritärere Maßnahmenumsetzung zu verfolgen. In der 
Gesamtmaßnahme Altstadt sind in den nächsten zwei Jahren keine größeren Mittelabflüsse 
vorgesehen, da kurzfristig absehbar noch keine Baumaßnahmen realisiert werden, sondern 
zunächst entsprechende Planungen für Einzelmaßnahmen aufgestellt werden. Mit einer Aus-
leihe in der angegebenen (Maximal-)Höhe verbleiben auf dem Sondervermögen Altstadt 
genügend Mittel, um diese Planungen aufsetzen zu können. Die Umsetzung von Maßnah-
men in der Altstadt ist nicht gefährdet. Die Förderrichtlinien sehen diese Möglichkeit der Aus-
leihe vor, die Mittel sind nach Erhalt von Zuwendungen zu erstatten. Sollten weitere Zuwen-
dungen gänzlich ausbleiben, müssten Ausleihen aus dem städtischen Haushalt auf das 
Treuhandkonto zurückgezahlt werden. Über den Umsetzungsplan der Gesamtmaßnahme 
Altstadt wird den politischen Gremien gesondert berichtet.

Zum anderen wird für die Zwischenfinanzierung der Gesamtmaßnahme Moisling eine haus-
halterische Ordnung hergestellt, die über die kommunale Regel-Anteilsfinanzierung hinaus-
geht: Bislang wurden im kommunalen Haushalt Kostenansätze abgebildet, welche die Ge-

TOP 4.3

22 von 61 in Zusammenstellung



Seite: 6/7

genfinanzierung laufender Ausgaben sowie insb. den kommunalen Eigenanteil i. H. v. 33 % 
für etwaige Zuwendungen darstellen. Da die Höhe und Fälligkeit von Zuwendungen nicht 
prognostizierbar ist – wie man beispielhaft an der Zuwendung 2024 erkennt – folgen diese 
Haushaltsansätze pauschalen, idealtypischen Annahmen und wurden oftmals nicht verwen-
det, wenn z. B. eine Zuwendung deutlich niedriger ausfiel oder die Fälligkeiten zeitlich nach-
gelagert beschieden wurden. Diese Haushaltsansätze müssen zukünftig aufgestockt werden, 
um ebenfalls die Finanzierbarkeit von Einzelmaßnahmen der Städtebauförderung sicherzu-
stellen. 

Sollte der Fördermittelgeber künftig bei der Zustimmung zum Mitteleinsatz, d. h. bei der kon-
kreten Förderentscheidung zur baulichen Realisierung einer Einzelmaßnahme, u. U. den 
Anteil an Städtebauförderungsmitteln zur Finanzierung unter den Regelanteil gem. Förder-
richtlinien (3/3) festsetzen, wird dem zuständigen kommunalpolitischen Gremium der Hanse-
stadt Lübeck eine entsprechende Projektfreigabe zur Entscheidung vorgelegt. 

Ausblick
Im Angesicht der geänderten Rahmenbedingungen muss ein neuer praktischer Umgang in 
der Anwendung der Städtebauförderung gefunden werden. Durch die Überzeichnung der 
Städtebauförderung und die daraus resultierende Unsicherheit über die Gewährung von Zu-
wendungen wird ein größeres Risiko der Finanzierbarkeit auf die Kommunen übertragen, die 
sich derzeit in angespannten Haushaltslagen befinden. Zugleich wird ein Widerspruch zu 
den Zügigkeits- und Zweckmäßigkeitsgeboten städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen und 
der zeitlichen Begrenzung der neuen Förderprogramme offensichtlich. Zweifellos besteht 
unter diesen Umständen eine Gefahr für die Funktions- und Tragfähigkeit der Städtebauför-
derung als Instrument. Der inhaltliche übergreifende, integrierte Planungsansatz für Ge-
samtmaßnahmen geht verloren.

Für die Gesamtmaßnahme Moisling wurde der dargestellte Umsetzungsplan als Ergebnis 
intensiver Prüfung und Abwägung entwickelt. Maßgebend war dabei, eine verhältnismäßige 
und leistbare Sicherung und Schaffung von Mehrwerten für den Stadtteil und die Realisie-
rung von Schlüsselmaßnahmen. 

Die Hansestadt Lübeck empfiehlt, die Durchführung der Gesamtmaßnahme Moisling – ins-
besondere die Schaffung der „Neuen Mitte“ – in angepasster Weise fortzuführen, zumal die-
ser Prozess der städtebaulichen Neuordnung bereits eingeleitet wurde und vor Ort sichtbar 
ist. Nur mit den aufgezeigten Schritten ist eine weitere Umsetzung möglich, auch wenn diese 
zu größeren Finanzierungsrisiken für den kommunalen Haushalt führen. 

Der Umsetzungsplan für die Gesamtmaßnahme Moisling wird den politischen Fraktionen in 
einem Ortstermin vorgestellt. Über den weiteren Fortschritt sowie aktuelle Entwicklung der 
Städtebauförderung wird im Bauausschuss regelmäßig berichtet.

Anlagen:
1 – Städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling: Maßnahmenpriorisierung
2 – Maßnahmenpriorisierung und geplante zeitliche Umsetzung (vereinfachte Darstellung)
3 – Sachstand Einzelmaßnahmen
4 – Schreiben von Herrn Bürgermeister an Herrn Ministerpräsidenten
5 –  Antwortschreiben vom MIKWS

Senatorin Joanna Hagen
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5 - Planen und Bauen 

610 - Stadtplanung und Bauordnung 

 

Zeichen:  Se 

  

  

Lübeck, den 21.01.2025 

Auskunft: Herr Achim Selk 

Tel.: 6123; Fax: - 

e-mail: achim.selk@luebeck.de 

 

Vfg. 

 

1. Vermerk 

 

Anlage 1 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling: Maßnahmenpriorisierung 

 

Die städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling wurde per Zuwendungsbescheid vom 30.10.2024 in 

das Städtebauförderungsprogramm „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“ aufgenommen. Zur 

weiteren Durchführung und Abwicklung der Gesamtmaßnahme wurde eine Zuwendung i.H.v. insg. 

1,1 Mio. € Städtebauförderungsmitteln (3/3) beschieden, die deutlich unter der Fördersumme i.H.v. 

8,0 Mio. € (3/3) liegt, welche die Hansestadt Lübeck ursprünglich beantragt hat. 

 

Für die Gesamtmaßnahme Moisling steht zum 31.12.2024 ein Finanzrahmen i.H.v. ca. 2,4 Mio. € zur 

Verfügung, der sich aus bereits vorhandenen Mitteln / Zuwendungen zusammensetzt (ohne Berück-

sichtigung gebundener Mittel und der laufenden Ausgaben für die Jahre 2025ff.) Die o.g. Zuwen-

dung wird erst ab 2027 (in vier Jahrestranchen) für die Gesamtmaßnahme Moisling bereitgestellt. 

 

Ein nächster Förderungsantrag für die Gesamtmaßnahme Moisling wird fristgemäß zum 28.02.2025 

beim Fördermittelgeber eingereicht – die Mittelankündigung und Zuwendungsbescheide werden 

i.d.R. im vierten Quartal eines Jahres, also ab Oktober 2025 ausgestellt. Allerdings kann – auch mit 

Rücksprache des Fördermittelgebers – nicht belastbar geschätzt werden, wie hoch eine etwaige Zu-

wendung ausfallen wird. Die vergangenen zwei Jahre haben gezeigt, dass die jährliche Beantragung 

von Städtebauförderungsmitteln durch die Kommunen in Schleswig-Holstein zunehmend über-

zeichnet ist.  

 

Unter diesen finanziellen Rahmenbedingungen können die in Moisling vorgesehenen Einzelmaß-

nahmen der Städtebauförderung nicht im aufgestellten Prozess- und Zeitplan umgesetzt werden. 

Eine Finanzierbarkeit der Maßnahmen, deren Planung und/oder Durchführung in 2025 vorgesehen 

war, ist in ihrer Gesamtheit nicht gegeben. Daher ist eine Anpassung von Maßnahmenprioritäten 

und des Umsetzungsprozesses erforderlich, um handlungsfähig zu bleiben und insb. den eingeleite-

ten Prozess der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme in der „Neuen Mitte“ fortzuführen. In der 

Konsequenz müssen Einzelmaßnahmen zeitlich verschoben werden.  

 

Hierzu hat eine fachliche Abstimmung mit dem Sanierungsträger stattgefunden, in der insbeson-

dere die komplexen Abhängigkeiten der unterschiedlichen Maßnahmen und Projekte Dritter in der 

„Neuen Mitte“ berücksichtigt wurden (bedingende Planungen, gesicherte Verpflichtungen, Baufol-

gen- und abschnitte, Grunderwerb, etc.). Die Maßnahmenpriorisierung hat Auswirkungen auf die 

inhaltliche Mitwirkung bzw. Zuständigkeit von mehreren Verwaltungsbereichen und betrifft unmit-

telbar auch separate, außerhalb der Förderkulisse laufende Planungsvorhaben der Hansestadt 

Lübeck (z.B. Neubau der Senior:Innen-Einrichtung) oder Investitionen Dritter. Aufgrund dieser Rele-

vanz und ihrer Auswirkungen auf den Umsetzungsprozess wird die Maßnahmenpriorisierung mit 

dem vorliegenden Bericht zur politischen Beschlussfassung vorgelegt.  

 

 

  

TOP 4.3

25 von 61 in Zusammenstellung



- 2 - 

 
. . . 

 

Maßnahmenpriorisierung für die Gesamtmaßnahme Moisling 

 

Priorität innerhalb der Gesamtmaßnahme: „Neue Mitte“ 

 

Unter den o.g. Rahmenbedingungen wird der Fokus bei der Realisierung von Städtebauförderungs-

maßnahmen (mind. in den nächsten zwei Jahren) auf die „Neue Mitte“ gelegt. Dort wurde durch 

Bürgerschaftsbeschluss ein städtebauliches Sanierungsverfahren gem. § 142 BauGB eingeleitet, 

welches per se die Bedeutung der dort vorgesehenen Maßnahmen begründet und eine Bündelung 

von Ressourcen und Mitteln definiert.  

 

Maßnahmenplan 2025: Baureifmachung des „Baufelds Hasselbreite“ 

 

Die städtebauliche und funktionale Neuordnung der „Neuen Mitte“ ist ein umfassender Prozess, 

der bereits vor einigen Jahren mit baulichen Maßnahmen eingeleitet wurde. Über die Städtebauför-

derung wurden als sog. Ordnungsmaßnahmen bislang drei Grundstücke freigelegt (durch Abriss 

des ehem. Penny-Markts sowie der Wohngebäude Hasselbreite 1 und Kiwittredder 20-24), die aktu-

ell als Brachflächen, z.T. mit temporären Nutzungen das Ortsbild prägen. Zudem hat die Hansestadt 

Lübeck ein Erbbaurecht abgelöst und ein Gebäude übernommen, in dem aktuell eine Kita eines 

Dritten untergebracht ist (Moislinger Mühlenweg 41-43). Für 2025 sind weitere Ordnungsmaßnah-

men vorgesehen, um in dem nördlichen Teilbereich die Voraussetzungen für den Neubau des 

„Stadtteilhauses“ und des „Stadtteilplatzes“ als Städtebauförderungsmaßnahmen der Hansestadt 

Lübeck sowie die Errichtung eines Wohn- und Geschäftsgebäudes inkl. Einzelhandel durch einen 

Dritten zu schaffen:  

 

• Abbruch Wohn- und Geschäftsgebäude Moislinger Mühlenweg 60-64 

• Abbruch Garagenhof Hasselbreite:      

• Restwertentschädigung Moislinger Mühlenweg 60-64    

• Restwertentschädigung Garagenhof Hasselbreite   

• Grunderwerb (anteilig für „Stadtteilhaus“ und „Stadtteilplatz“)       

                          

Auch diese Maßnahmen sind – unter Berücksichtigung aktuell laufender und gebundener Mittel 

(u.a. für Quartiersmanagement, Sanierungsträger sowie Planung und Gutachten im laufenden B-

Plan-Verfahren) – nicht in ihrer Gesamtheit finanziert. Nach fachlicher Abwägung werden diese Ord-

nungsmaßnahmen 2025 durchgeführt, dazu ist eine Zwischenfinanzierung über eine Mittelausleihe 

aus dem Sondervermögen der Gesamtmaßnahme „Altstadt“ erforderlich (siehe VO). Zu prüfen ist, 

ob der Grunderwerb bzgl. des Stadtteilplatzes u.U. über den kommunalen Haushalt abgebildet wer-

den kann. 

 

In dem räumlichen Teilbereich Ecke Oberbüssauer Weg / Moislinger Mühlenweg / Hasselbreite sind 

sowohl städtische als auch private Bauvorhaben vorgesehen, hier wurden bereits zwei umfassende 

Abrissmaßnahmen durchgeführt. Die Fortführung der Bodenordnung ist folgerichtig, weil sie ohne 

zusätzlichen förderrechtlichen Vorlauf in 2025 umsetzbar ist und der Baureifmachung des Baufel-

des dient. Mit der Errichtung des Stadtteilplatzes und des „Stadtteilhauses“ sind an dieser Stelle 

zwei (städtische) Schlüsselprojekte der Gesamtmaßnahme vorgesehen.  

 

Das private Bauvorhaben, die Errichtung eines Wohn- und Geschäftshauses mit Nahversorger ist 

ebenfalls nur umsetzbar, wenn die Flächen freigelegt sind. Zu dem Neubau liegt bereits eine Pla-

nung vor; eine Anhandgabe des Grundstücks sowie eine Antragstellung auf Mittel der Wohnraum-

förderung sind erfolgt. (Das Vorhaben wurde in 2024 nicht in die Wohnraumförderung aufgenom-

men. Ein Baubeginn ist nach vorliegenden Informationen für 2026 vorgesehen, dafür muss der In-

vestor 2025 einen weiteren Antrag auf Wohnraumförderung stellen.) 

 

TOP 4.3

26 von 61 in Zusammenstellung



- 3 - 

 
. . . 

 

Für die Erschließung der beiden hochbaulichen Vorhaben ist zudem evtl. erforderlich, eine Teilflä-

che Ecke Hasselbreite / Moislinger Mühlenweg temporär als Stellplatzanlage zu nutzen. Dies ist ab-

hängig von der Realisierbarkeit der Quartiersgarage, die von der TRAVE errichtet werden und in der 

u.a. Stellplätze sowohl für das „Stadtteilhaus“ als auch für das Wohn- und Geschäftshauses unterge-

bracht werden sollen. Gem. Rahmenplanung ist diese Teilfläche für den Außenbereich des „Stadt-

teilhauses“ vorgesehen. Durch einen zeitlich nach hinten geschobenen Grunderwerb (zumindest 

bzgl. dieser konkreten Fläche) sowie ggf. einer Realisierung des „Stadtteilhauses“ und seinem Au-

ßenbereich in zwei Bauabschnitten könnte hier eine gewisse Zwischennutzung ermöglicht werden, 

die aufgrund der o.g. Abhängigkeit u.U. erforderlich ist.  

 

Maßnahmenplan ab 2026: Realisierung Kita Eulenspiegelweg 23, Stadtteilplatz und „Stadtteil-

haus“ 

 

a) Kita Eulenspiegelweg 23  

 

Das Neubauvorhaben der Kita Eulenspiegel 23 wird intensiv verfolgt. Hierzu wurde bereits ein Ar-

chitekturwettbewerb durchgeführt (Preisgerichtssitzung November 2024 + Überarbeitung von Ent-

würfen Januar 2025), auf dessen Grundlage in 2025 eine Genehmigungsplanung aufgestellt wird, 

die sich grundsätzlich für eine Antragsstellung auf Fördermitteleinsatz eignet.  

 

Die besondere Konstellation besteht darin, dass es sich bei dem Kita-Neubau um das Vorhaben ei-

nes Dritten handelt, welches gem. geltender Förderrichtlinien grundsätzlich mit 80% Städtebauför-

derungsmitteln (3/3) gefördert werden könnte. Hier ist nach IEK-Fortschreibung und Bürgerschafts-

beschluss eine Städtebauförderungsmaßnahme vorgesehen, weil nur durch die Verlagerung der 

bestehenden Kita ein Schlüsselgrundstück freigemacht und der städtebaulichen Neuordnung zuge-

führt werden kann. Auf dem Schlüsselgrundstück ist der Neubau einer Senior:Innen-Einrichtung 

durch die Hansestadt Lübeck vorgesehen, wofür der Planungsprozess ebenfalls bereits eingeleitet 

wurde. Durch den Kita-Träger und in Abstimmung mit dem FB 4 sind alternative Fördermöglichkei-

ten für den Kita-Bau zu prüfen, da Mittel der Städtebauförderung nachrangig einzusetzen sind. Al-

lerdings sind auch alternative Fördermöglichkeiten aufgrund der aktuellen Wirtschafts- und Haus-

haltslagen rar.  

 

Ein weiteres Handlungserfordernis resultiert aus dem aktuellen Zustand des Gebäudes, in dem die 

Kita zurzeit untergebracht ist: Seit der Ablösung des Erbbaurechtes ist das Gebäude im Besitz der 

Hansestadt Lübeck und in Verwaltung durch die TRAVE. Das Gebäude weist zunehmend bauliche 

Mängel und Instandsetzungsbedarfe auf, sodass eine Verlagerung der Kita-Nutzung und ein an-

schließender Abriss zu verfolgen ist.  

 

Außerdem wird sich die Kita-Versorgung im Stadtteil durch die Schließung der katholischen Kinder-

tagesstätte „St. Franziskus“ im Kiwittredder (2 Gruppen) zu August 2025 verschlechtern, die Versor-

gungsquote im Stadtteil liegt auch weiterhin unter dem gesamtstädtischen Durchschnitt. Durch den 

Neubau können neue Kita-Plätze geschaffen werden.  

 

Mit der Aufstellung einer konkreten hochbaulichen Planung in 2025 können die Voraussetzungen 

für einen entsprechenden Antrag auf Mitteleinsatz ab 2026 geschaffen werden. Die Kosten für den 

Bau der Kita Eulenspiegelweg 23 werden auf ca. 5,0 Mio. € geschätzt. 

 

b) Stadtteilplatz und „Stadtteilhaus“ 

 

Intensiv wird ebenfalls die Errichtung des öffentlichen Stadtteilplatzes und des „Stadteilhauses“ ver-

folgt. Sofern beide Maßnahmen nicht zeitgleich realisiert werden können, ist eine vorgelagerte Er-

richtung des Stadtteilplatzes anzustreben, da dieser auch für eine fußläufige Erschließung des 
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Wohn- und Geschäftshauses mit Nahversorger erforderlich ist. Entsprechende Entwurfsplanungen 

für die Platzgestaltung könnten grundsätzlich zeitnah aufgestellt werden, eine Vergabe wurde über 

das städtebauliche Wettbewerbsverfahren zur „Neuen Mitte“ geregelt. Folglich könnte auch der er-

forderliche Grunderwerb durch die Hansestadt Lübeck für die beiden Einzelmaßnahmen „Stadtteil-

platz“ und „Stadtteilhaus“ unter Umständen maßnahmenzugeordnet / in zwei Grundstücksteilen zu 

unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen. 

 

Für den Bau des „Stadtteilhauses“ als Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung wird aktuell ein Archi-

tekturwettbewerb durchgeführt, der bis Mai 2025 läuft. Der Preisträger wird auch bei diesem Ver-

fahren mit den Planungsleistungen bis Leistungsphase 4 beauftragt werden, damit bei Bedarf kurz-

fristig ein Antrag auf Fördermitteleinsatz gestellt werden kann.  

 

Auch wenn aktuell wenig Förderprogramme bestehen, sind insb. für das „Stadtteilhaus“ laufend er-

gänzende oder alternative Fördermöglichkeiten zu prüfen. Denkbar wäre in diesem Kontext der Ein-

satz von Projektförderungen wie z.B. Nationale Projekte des Städtebaus, die jedoch auch abhängig 

von bundes- und landespolitischen Zielsetzungen sind. Sofern erforderlich und in Abhängigkeit von 

den weiteren Maßnahmen im direkten Umfeld, muss die Einzelmaßnahme „Stadtteilhaus“ – also die 

Errichtung von Gebäude und Außenbereich – ggf. in zwei Bauabschnitten realisiert werden (s.o., 

Nutzung einer Teilfläche als temporäre Stellplatzanlage). 

 

Hinsichtlich der Realisierung des Stadtteilplatzes wäre zu gegebener Zeit zu prüfen, ob sowohl der 

Grunderwerb als auch der Bau über kommunale Eigenmittel möglich wären – wenn sich für die Ge-

samtmaßnahme auch in den nächsten Jahren keine ausreichende Mittelzuweisung einstellen sollte.  

 

Maßnahmenplan ab 2027/28: Kita Achternkaten, „Haus für Vereine“ und Turnhalle der Alten 

Schule, „Stadtachse“ und Vorplatz 

 

Das IEK für die Gesamtmaßnahme Moisling stellt weitere Einzelmaßnahmen der Städtebauförde-

rung dar – im Bereich der „Neuen Mitte“ insb. zur stadträumlichen Anbindung des Bahnhaltepunk-

tes im künftigen Baufeld „Kiwittredder“ sowie im Bereiche der „Alten Schule“. Ihre Planung und 

Durchführung hat in dem Förderzeitraum von 15 Jahren zu erfolgen und soll erfolgen, wenn die o.g. 

prioritären Maßnahmen abgeschlossen sind: 

 

Für die Errichtung der städtischen Kita „Achterkaten“, die im rückwärtigen Bereich der „Alten 

Schule“ vorgesehen ist, wurde Ende 2024 ein Architekturwettbewerb eingeleitet, der im Februar 

2025 beendet wird. Der Preisträger wird im Anschluss mit den Planungsleistungen bis Leistungs-

phase 4 beauftragt, damit eine Hochbauplanung vorliegt, die sich grundsätzlich für eine Antragsstel-

lung auf Fördermitteleinsatz eignet. Somit ist eine zügige Antragsstellung möglich, falls sich neue 

Mittelverfügbarkeiten im Rahmen der Städtebauförderung – oder auch bei anderen Förderpro-

grammen – ergeben. Für diesen Kita-Neubau besteht ein fachlicher Handlungsdruck, um die Kits-

Versorgungsquote im Stadtteil zu verbessern.  
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Zusammenfassung: Maßnahmenpriorisierung Moisling  

 

Somit lässt sich eine folgende Priorisierung für die Durchführung neuer Einzelmaßnahmen festhal-

ten (s.u.). Diese ist abhängig von den Mittelzuweisungen, die in 2025ff. jährlich durch den Förder-

mittelgeber aufgestellt werden sowie den Möglichkeiten einer Zwischenfinanzierung durch Mittel-

ausleihe aus dem Sondervermögen der Gesamtmaßnahme „Altstadt“. In der nachstehenden Über-

sicht werden laufende, kontinuierliche oder bereits begonnene Maßnahmen nicht darstellt. 

 

Maßnahmenplan 2025: Baureifmachung des „Baufelds Hasselbreite“, 

Umsetzung nur teilweise durch vorhandene Fördermittel gedeckt 

(Zwischenfinanzierung über Mittelausleihe) 

 

• Abbruch Wohn-/Geschäftsgebäude Moislinger Mühlenweg 60-64 ca. 400.000 € 

• Abbruch Garagenhof Hasselbreite     ca. 400.000 € 

• Restwertentschädigung Moislinger Mühlenweg 60-64   ca. 600.000 € 

• Restwertentschädigung Garagenhof Hasselbreite   ca. 633.000 € 

• Grunderwerb (ggf. in Teilen), abhängig von o.g. Maßnahmen              ca. 1.600.000 €        

 

Maßnahmenplan ab 2026: Realisierung Kita Eulenspiegelweg 23, Stadtteilplatz und  

„Stadtteilhaus“ 

Umsetzung abhängig von weiteren Mittelzuweisungen, z.Z. nicht gedeckt  

(Zwischenfinanzierung über Mittelausleihe) 

 

• Errichtung Kita Eulenspiegelweg 23*      ca. 5.000.000 €* 

• Errichtung Stadtteilplatz        ca. 1.500.000 € 

• Errichtung „Stadtteilhaus“       ca. 9.000.000 € 

 

* Maßnahme Dritter, der Anteil der Städtebauförderung umfasst nicht den hier dargestellten  

Kostenansatz  

 

Maßnahmenplan ab 2027/28 – mittelfristige Umsetzungsperspektive 

Umsetzung abhängig von weiteren Mittelzuweisungen oder alternativen Förderprogrammen 

 

• Kita Achternkaten 

• Haus für Vereine + Turnhalle 

• div. Einzelmaßnahmen „Neue Mitte“ – südlicher Teilbereich („Stadtachse“: Verbindung Stadtteil-

platz mit Bahnhaltepunkt, „Vorplatz“ und Erschließungsgebäude zum Bahnhaltepunkt, Begeg-

nungsstätte in SIE-Neubau, Umgestaltung Straßenraum Kiwittredder)  

 

 

 

 

 

Achim Selk 

 

 

2. Herrn Schröder z.K. 

3. Frau Sen. Hagen z.K. 
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Anlage 2 

 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme Moisling: Maßnahmenpriorisierung und geplante zeitliche Umsetzung (vereinfachte Darstellung) 

Maßnahmen der Städtebauförderung 2025 2026 2027 

             

Planungsprozesse:             

Wettbewerb Kita + Familienzentrum „Neue Mitte“             

Wettbewerb Kita „Achternkaten“             

Wettbewerb Stadtteilhaus             

Bauleitplanung Nr. 21.01.00             

             

Bauliche Maßnahmen:             

Ordnungsmaßnahme Moislinger Mühlenweg             

Ordnungsmaßnahme Garagenhof Hasselbreite             

Grunderwerb Stadtteilplatz             

Grunderwerb „Stadtteilhaus“             

             

Kita + Familienzentrum „Neue Mitte“ (Objektplanung + Bau)             

Stadtteilplatz (Objektplanung + Bau)              

„Stadtteilhaus“ (Objektplanung + Bau)             

             

Laufende Maßnahmen:             

Quartiersmanagement             

Sanierungsträger             

             

Ausgaben  ca. 4.300.000 € * ca. 3.700.000 € ** ca. 6.000.000 € ** 

* finanziert teilweise über vorhandene Mittel der Städtebauförderung (ca. 2,3 Mio. € StBauF-Mittel 3/3), Abbildung über Zwischenfinanzierung erforderlich (ca. 

2,0 Mio. €) 

**weitere Mittelzuweisung erforderlich, Abbildung über Zwischenfinanzierung (siehe VO) 

  

TOP 4.3

30 von 61 in Zusammenstellung



±1:2 000Maßstab
Datengrundlage:
© Geoportal der Hansestadt Lübeck
Luftbilder - © Hansestadt Lübeck  (Nutzungsrechte beachten)
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Auszug aus dem Geoportal Lübeck
Stabsstelle Verkehrsfluss und Geo-Services
Hansestadt LÜBECK

Datum: 05.03.2025Bearbeiter: 610 Stadtplanung u. Bauordnung (Selk)

Nr. Maßnahme Sachstand
Neuordnung und Vorbereitung

1 Städtebauliche Rahmenplanung abgeschlossen (BÜ-Beschluss 2023)

2 B-Plan-Verfahren Nr. 21.01.00 Verfahren eingeleitet (2021), 
Satzungsbeschluss vorgesehen: 2025

3 Ordnungsmaßnahme ehem.  
Einzelhandelsgebäude („Penny-Markt“) Abriss erfolgt (2023)

4 Ordnungsmaßnahme Hasselbreite 1 Abriss erfolgt (2024)

5 Ordnungsmaßnahme ehem. Ladenzeile 
Moislinger Mühlenweg Abriss vorgesehen: 2025

6 Ordnungsmaßnahme Garagenhof Abriss vorgesehen: 2025/26

Bauvorhaben

7 Öffentlicher Stadtteilplatz (IEK Nr. 3.2)
Abriss ehem. Einzelhandelsgebäude erfolgt,
Objektplanung beauftragt (2024),
Grunderwerb vorgesehen: 2025

8
Kita und Familienzentrum  
„Neue Mitte“ / Eulenspiegelweg  
(IEK-Nr. 3.4)*

Grunderwerb durch Träger erfolgt (2024),
Architekturwettbewerb abgeschlossen (2025),
VgV & Objektplanung LP I-IV vorgesehen: 2025

9 GBF Stadtteilhaus (IEK-Nr. 3.3)

Abriss ehem. Einzelhandelsgebäude erfolgt,
Architekturwettbewerb eingeleitet (2024-2025),
Abriss ehem. Ladenzeile vorgesehen: 2025,
VgV & Objektplanung LP I-IV vorgesehen: 2025/26

Kita Achternkaten (IEK-Nr. 2.3) ** Architekturwettbewerb abgeschlossen (2025),
VgV & Objektplanung LP I-IV vorgesehen: 2025

Maßnahmen der Städtebauförderung

Nr. Maßnahme Sachstand

A
Straßenraumumgestaltung  
Moislinger Mühlenweg und  
Einrichtung Bushaltestelle (HL)

abgeschlossen, Umgestaltung im Rahmen der 
Anbindung des Bahnhaltepunktes (2023/24)

B Sanierung Wohngebäude  
Hasselbreite 3 (TRAVE) abgeschlossen (2024)

C Sanierung Wohngebäude  
Sterntalerweg 1-3 (TRAVE) Abschluss Sanierung: 2025

D Wohn- und Geschäftsgebäude  
mit Nahversorgung (Investor)

Investorenauswahlverfahren abgeschlossen, 
Entwurf liegt vor, Anhandgabe erfolgt,  
Antrag WoFG gestellt

E Neubau Senior:Inneneinrichtung (HL) Auflösung Erbbaurecht erfolgt (2023),  
Planungsbeginn durch SIE / FB 2 (2024)

F Hasselbreite Ost (TRAVE) Mittelfristige Umsetzung, erste Planungen für 
südlichen Grundstücksabschnitt eingeleitet

weitere Maßnahmen der Hansestadt Lübeck & Maßnahmen Dritter („Neue Mitte“)

7
8 9

B

C
D

E

F

Gesamtmaßnahme Moisling: Sachstand von Einzelmaßnahmen,  
 insb. der „Neuen Mitte“ Moisling

A

3
5

4
6

* Maßnahme eines Dritten, die anteilig durch Städtebauförderungsmittel finanziert werden soll
** Maßnahme liegt außerhalb der „Neuen Mitte“ (Alte Schule Moisling, rückwärtiger Bereich)

Fokusbereich / Maßnahmenpriorisierung Fokusbereich / Maßnahmenpriorisierung

Luftbild / Bestand 2022 (Bereich „Neue Mitte“) Gestaltungskonzept städtebauliche Rahmenplanung „Neue Mitte“

3

1
2

4
5
6

7

8

9

A

B

C

D

E

F

2
1

Der Fokus bei der Realisierung von Städtebauförderungs-
maßnahmen in Moisling wird auf die „Neue Mitte“ gelegt. 
Die städtebauliche und funktionale Neuordnung ist ein  
umfassender Prozess, der bereits vor einigen Jahren mit  
vorbereitenden Planungsprozessen und baulichen  
Maßnahmen eingeleitet wurde. Über die Städtebau- 
förderung wurden als sog. Ordnungsmaßnahmen im  
dargestellten Fokusbereich bereits zwei Grundstücke  
freigelegt – in 2025 ist die Freilegung weiterer Grundstücke 
vorgesehen (siehe Nr. 3-6). Ziel ist eine zügige Baureif- 
machung des Baufeldes, um Voraussetzungen für mehrere 
Neubauvorhaben zu schaffen. 

In der „Neuen Mitte“ soll ein attraktives Stadtzeilzentrum 
mit sozialen Dienstleistungen, Gemeinbedarfseinrich-
tungen, Wohnungsbau, öffentlicher Infrastruktur und  
Grün- und Freiraum entstehen. Dazu sind zahlreiche  
Bauvorhaben geplant, die als Städtebauförderungsmaß-
nahmen errichtet (siehe Nr. 7-9) oder als weitere Maßnah-
men der Hansestadt Lübeck oder Dritter (siehe A-F)  
realisiert werden sollen. Diese Bündelung von öffentlichen 
und privaten Ressourcen steht beispielhaft für die  
Städtebauförderung, begründet in der Umsetzung aber 
eine komplexe Abhängigkeit von Baufolgen und  
-abschnitten. 

10

10Maßnahme liegt außerhalb 
des dargestellten Bereichs
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► Nr.  VO/2025/14007
öffentlich

Lübeck, 19.02.2025
Vorlage
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
1.010 - Fachbereichs-Controlling

Bearbeitung: Andrea Lange (E-Mail: andrea.lange@luebeck.de Telefon: 122-7395)

Aufhebung des Sperrvermerks auf der Planstelle 8461, Stabsstelle 
Datenschutz
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

10.03.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
25.03.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Vorberatung
27.03.2025 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Sperrvermerk im Stellenplan auf der Planstelle 8461 wird aufgehoben. 

Beschlusstext zur Bekanntgabe im öffentlichen Teil:
(nur bei nichtöffentlichen Vorlagen)

Verfahren:

Bereiche/Projektgruppen Ergebnis 
1.201 Haushalt und Steuerung Zustimmung

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
xgem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein- Begründung:

Der Personenkreis ist nicht direkt von der 
Maßnahme betroffen

Die Maßnahme ist: neu
freiwillig

x vorgeschrieben durch:  
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Haushaltsbegleitbeschluss

Finanzielle Auswirkungen: x Ja (Anlage 1)
Nein

Auswirkung auf den Klimaschutz: x Nein 
Ja – Begründung:

Begründung der Nichtöffentlichkeit 
gem. § 35 GO:

Begründung:
Mit Haushaltsbegleitbeschluss VO/2024/13494-01 wurde von der Bürgerschaft beschlossen 
die Planstelle 8461 Datenschutzkoordinator: in nicht zu besetzen. Die Stelle wurde daraufhin 
mit einem Sperrvermerk „Freigabe Bürgerschaft“ versehen.

Die Besetzung der Stelle in der Stabsstelle Datenschutz ist zwingend erforderlich. Die 
Stabsstelle Datenschutz betreut mit 2 fachkompetenten Vollzeitfachkräften ca. 300 Fachver-
fahren, 30 Bereiche, eigenbetriebsähnliche Einrichtungen der HL, ca. 5.500 Mitarbeitende, 
ca. 223.000 Lübecker Bürger: innen und Besuchende der HL sowie die vielen Digitalisie-
rungsprojekte in der HL. 
Die fachlichen Anforderungen an den Datenschutz steigen durch die Digitalisierung (OZG, KI 
usw.) stetig. Es werden viele neue Projekte angestoßen, die ebenfalls einer datenschutz-
rechtlichen Beurteilung unterzogen werden müssen. Die Einhaltung der rechtlichen Vorga-
ben der DSGVO und anderer Datenschutzrechtsnormen sowie vieler Spezialgesetze können 
nicht eingehalten und umgesetzt werden. Die Bundesbeauftragte für Datenschutz (BfDI) hat-
te im Hinblick auf die Bundesverwaltung ein Verhältnis von 1.000 Beschäftigten auf eine 
Vollzeitstelle einer DSB angemahnt. Nach vollständiger Geltung der DSGVO hat die BfDI 
den Schlüssel auf eine Stelle je 500 Beschäftigten herabgesetzt. (Quelle: Tätigkeitsbericht 
ULD 2019).

Die Aufgabenerledigung in der Stabsstelle Datenschutz ist ohne die Besetzung der Planstel-
le 8461 nicht gewährleistet. Der Betreuungsschlüssel pro Mitarbeiter liegt derzeit bei über 
2.000 Mitarbeitenden.

Haushaltsmittel sind für die Besetzung der Stelle nicht im Haushalt 2025 geplant. Die Per-
sonalkosten sind aus dem Fachbereichsbudget aufzufangen.

Anlagen:

Bürgermeister Jan Lindenau
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Bereich: 1.000.1 Stabsstelle Datenschutz
Produkt: 1110036 Datenschutz

Anlage zur Vorlage vom
VO-Nr.: VO/2025/14007

2. Verfahrensübersicht – Finanzielle Auswirkungen   KONSUMTIV

Finanzielle
Auswirkungen in € 2025 2026 2027 2028

Erträge
Aufwendungen -47.100,00 -94.100,00 -94.100,00 -94.100,00
Saldo Ergebnisplan -47.100,00 -94.100,00 -94.100,00 -94.100,00
Einzahlungen
Auszahlungen -47.100,00 -94.100,00 -94.100,00 -94.100,00
Saldo Finanzplan -47.100,00 -94.100,00 -94.100,00 -94.100,00

2025 Ergebnisplan Finanzplan

Mittel veranschlagt x x Ergebnisplan Finanzplan
Zusätzl. zu ordnen x x Gesamtlaufzeit Gesamtlaufzeit
Haushaltsbelastend x x x x
Haushaltsentlastend
Haushaltsneutral

Haushaltsjahr Produktsachkonten Ergebnisplan

2025
Bezifferung Bezeichnung Betrag in €

(Minder)
Erträge:
(Mehr)
Erträge:
(Minder)
Aufwendungen:
(Mehr)
Aufwendungen:

111036.50xxxxx Datenschutz /
Personalaufwendungen

-47.100,00

Saldo Ergebnisplan -47.100,00

Produktsachkonten Finanzplan
Bezifferung Bezeichnung Betrag in €

(Minder)
Einzahlungen:
(Mehr)
Einzahlungen:
(Minder)
Auszahlungen:
(Mehr)
Auszahlungen:

111098. 70xxxxx Entgelte und
Bezüge.Personalauszahlu
ngen

-47.100,00

Saldo Finanzplan -47.100,00
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► Nr.  VO/2025/14166
öffentlich

Lübeck, 01.04.2025
Vorlage
-öffentlich-
Verantwortliche Bereiche:
5.651 - Gebäudemanagement

Bearbeitung: Florian Lotties (E-Mail: florian.lotties@luebeck.de Telefon: 122-6525)

Vergabeentscheidung zu Beratungsleistung - externes Projektma-
nagement für Interreg-Förderprojekt Flip-EC
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

07.04.2025 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
05.05.2025 Bauausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme
06.05.2025 Hauptausschuss Öffentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Es wird die Entscheidung über die Vergabe des Auftrages für das allgemeine Projekt-, Fi-
nanz- und Kommunikationsmanagement für das im Programmraum Interreg Baltic Sea Re-
gion 2021 – 2027 geförderte Projekt „Flip-EC – Flipped Energy Concept to flip Climate 
Change“ für den Erbringungszeitraum bis 01.06.2028 an das Büro aconium GmbH, Invali-
denstraße 91, 10115 Berlin getroffen.

Verfahren:

Bereiche/Projektgruppen Ergebnis 
1.102 Zentrale Verwaltungsdienste, Statistik 
und Wahlen

Zustimmend

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
Xgem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein- Begründung:

Die Belange von Kindern und Jugendlichen 
werden durch die Hauptmaßnahme, nicht 
jedoch durch die Begleitung durch das ex-
terne Projektmanagement berührt.

Die Maßnahme ist: neu
X freiwillig

vorgeschrieben durch:  
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Finanzielle Auswirkungen: X Ja (bereits in VO/2024/12920 dargestellt)
Nein

Auswirkung auf den Klimaschutz: Nein 
X Ja – Begründung:

Die Maßnahme unterstützt die Umsetzung 
des Projekts Flip-EC, das technische und 
verhaltensbasierte Maßnahmen zur Ener-
gieeinsparung zum Ziel hat.

Begründung der Nichtöffentlichkeit 
gem. § 35 GO:

Begründung:

Mit dem Beschluss vom 27.02.2024 (VO/2024/12920 Freigabe zur Teilnahme an letzter Aus-
schreibung zum Programm „Interreg Baltic Sea Region 2021-2027) wurde das Einreichen 
eines Antrags für das Interreg Programm Baltic Sea Region 2021 – 2027 bewilligt. Der An-
trag wurde fristgerecht eingereicht und im November 2024 bewilligt. Der Fördervertrag wurde 
am 18.03.2025 durch Herrn Bürgermeister Lindenau unterschrieben. Die Hansestadt Lübeck 
ist federführende Partnerin eines Konsortiums aus insgesamt elf Organisationen und Kom-
munen aus dem gesamten Ostseeraum (DE, DK, PL, LT, LV, EE). Ziel des Projekts ist die 
gemeinsame Entwicklung und Umsetzung struktureller sowie nicht- bis geringinvestiver 
technischer Maßnahmen zur Energieeinsparung in öffentlichen Gebäuden unter besonderer 
Beteiligung aller Nutzenden der Gebäude (z. B. Schüler:innen, Lehrpersonen, Verwaltungs-
mitarbeitende, Hausmeister:innen, u. A.). Das Projekt läuft über 36 Monate (Start 
01.03.2025) und ist in die drei Phasen „Vorbereitung“, „Pilotierung“ und „Transfer“ aufgeteilt.

Begründung der Notwendigkeit und Dringlichkeit
In der Rolle als Lead-Partner kommt der Hansestadt Lübeck eine besondere Rolle zu. Neben 
der inhaltlichen Federführung und Umsetzung eigener Maßnahmen ist die Hansestadt Lü-
beck für das Reporting, die Öffentlichkeitsarbeit und die Verwaltung des Projektbudgets ver-
antwortlich. Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, ist die Unterstützung durch ein externes 
Projekt-, Finanz- und Kommunikationsmanagement notwendig. Entsprechende Gelder in 
Höhe von max. 179.166,67 EUR über die Laufzeit des Projekts wurden hierfür im Projektan-
trag veranschlagt und in dieser Höhe bewilligt.

Das Förderprojekt startet rückwirkend zum 01.03.2025 und endet am 29.02.2028 (Berichts-
frist 01.06.2028). Eine Verschiebung dieses Zeitraums ist nicht möglich. Um dem mit dem 
Förderantrag eingereichten Zeit- und Budgetplan zu entsprechen, ist eine unverzügliche 
Aufnahme der Projekttätigkeiten notwendig. Eine Verzögerung könnte Mittelkürzungen oder 
im schlimmsten Fall eine nachträgliche Aberkennung der Fördermittel zur Folge haben. Um 
einen reibungslosen Ablauf zu gewährleisten, ist die Unterstützung durch das externe Pro-
jektmanagement von Beginn an zwingend erforderlich.

Ausschreibung und Auswahl Bietende
Die Beratungsleistung ist gemäß Unterschwellenvergabeordnung UVgO §11 (Beschränkte 
Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb) zu vergeben.
Im Rahmen einer Marktsondierung im Januar 2025 zu geeigneten Bietenden wurden neun 
Unternehmen kontaktiert. Die Anfrage enthielt grundsätzliche Informationen zu dem zu be-
gleitenden Projekt. Außerdem wurden von den Unternehmen grundsätzlich erbringbare Leis-
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tungen, Ausführungsbedingungen sowie Eckpunkte für eine Preiskalkulation und eine grund-
sätzliche Interessensbekundung abgefragt. Von vier Unternehmen gingen Antworten ein, von 
denen drei Unternehmen Interesse an einer Angebotsunterbreitung und der Umsetzung der 
Maßnahme zeigten.

Das GMHL erstellte anschließend, unterstützt durch die Abteilung Vergabewesen der Han-
sestadt Lübeck, die Ausschreibungsunterlagen für die Dienstleistung und konnte dabei auf 
vergleichbare Ausschreibungen anderer Kommunen zurückgreifen.

Vergabeverfahren
Über die Abteilung Vergabewesen der Hansestadt Lübeck wurde am 21.01.2025 die Ange-
botsabfrage mit einer Frist zur Angebotseinreichung bis zum 12.02.2025 an alle drei bieten-
den Unternehmen gerichtet, die in der Marktuntersuchung Interesse an der Durchführung 
gezeigt haben. Während das Verfahren lief, wurde von Seiten des GMHL mit keinem der 
Unternehmen direkt kommuniziert. Jeglicher Austausch lief anonymisiert. Das Verfahren war 
mit einem Vermerk versehen, dass die Beauftragung unter Vorbehalt des zu dem Zeitpunkt 
der Ausschreibung noch nicht unterschriebenen Fördervertrags geschieht.

Zum Ende der Angebotsfrist am 12.02.2025 um 9:00 Uhr lagen folgende Angebote in Schrift-
form vor:

Bietende, Standort Angebotssumme
rechn. geprüft brutto

core-consult GmbH & Co. KG, Dresden 154.700,00 EUR
aconium GmbH, Berlin 167.575,80 EUR
gsub – Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung mbH, 
Berlin

171.360,00 EUR

Die Auswahl des wirtschaftlichsten Angebots erfolgte auf Basis folgender Zuschlagskriterien:

1. Preis 30%
2. Fachlicher Wert und Qualifikationen 40%
3. Erfahrungen und Referenzen 30%

Die Auswertung der Zuschlagskriterien ergab folgendes Ergebnis:

Nr. Bietende Ort fachtechnisch, sachlich
geprüfte Angebote

1. aconium GmbH Berlin 97.695 Punkte
2. core-cunsult GmbH &Co. KG Dresden 86.678 Punkte
3. gsub mbH Berlin 50.393 Punkte

Insbesondere in Bezug auf die Zuschlagskriterien 2 und 3 zeigte die aconium GmbH die bes-
ten Ergebnisse. Sie wies ein Referenzprojekt auf, das sich mit dem Thema Jugendbeteili-
gung in Bezug auf Energieeffizienzmaßnahmen im öffentlichen Sektor beschäftigte. Alle an-
deren Bietenden konnten lediglich Referenzen aufweisen, die entweder mit Beteiligung oder 
Energie oder dem öffentlichen Sektor zu tun hatten. In Bezug auf den fachlichen Wert waren 
aconium und core-consult gleich auf, jedoch wies aconium die deutlich besseren Qualifikati-
onen insbesondere in Bezug auf Methodenkompetenz (Erfahrung mit Hackathons und ande-
ren Formaten) und Sprachkenntnisse auf. Vier der sechs gesprochenen Sprachen der Pro-
jektpartner (Deutsch, Englisch, Polnisch, Litauisch) werden durch das Personal von aconium 
abgedeckt, was die projektinterne Kommunikation für schwierige Themen sehr vereinfacht.

Insgesamt hat die Firma aconium GmbH (Berlin), unter Berücksichtigung aller technischen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkte, ein annehmbares Angebot abgegeben. Die Auftrags-
höhe beträgt:

netto (ohne MwSt) 140.820,00 EUR
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brutto (einschl. 19 % MwSt) 167.575,80 EUR

Der Abstand zum zweitplatzierten Unternehmen beträgt 11,82 %, das Angebot kann somit 
als auskömmlich betrachtet werden. Die Kostenermittlung hat Kosten in Höhe von 
144.000,00 EUR netto (171.360,00 EUR brutto) ergeben.

Finanzierung
Das Projekt Flip-EC und die darin enthaltenen entsprechenden Mittel für ein externes Pro-
jektmanagement wird über das EU-Förderprogramm „Interreg Baltic Sea Region 2021 – 
2027“ sowie aus Eigenmitteln des GMHL finanziert. Die Förderquote beträgt 80 %. Für die 
Vergabe eines externen Projektmanagements wurden Gelder i. H. v. 179.166,67 EUR für 
den Erbringungszeitraum 01.03.2025 – 01.06.2028 beantragt und bewilligt. 

Entsprechend der realen Kosten laut Angebot ergibt sich eine Kostenverteilung von:

Anteil Fördermittel: 134.060,64 EUR (80 %)
Eigenanteil HL:   33.515,16 EUR (20 %)
Gesamtausgaben: 167.575,80 EUR

Der Eigenanteil der Hansestadt Lübeck beträgt 33.515,16 EUR für den Projektzeitraum 
(01.03.2025 – 01.06.2028). Der geschätzte Eigenanteil für das Jahr 2025 ist bereits im lau-
fenden Haushalt eingestellt. Die Aufwendungen für 2026 werden ebenfalls in der Haushalts-
planung berücksichtigt.

Vergabevorschlag:
Auf Basis der Auswertung der abgegebenen Angebote in Bezug auf die Zuschlagskriterien 
durch das Energiemanagement des GMHL wird vorgeschlagen, der

aconium GmbH (Berlin)

den Auftrag für das externe Projekt-, Finanz- und Kommunikationsmanagement für das Inter-
reg-Projekt Flip-EC für den gesamten Erbringungszeitraum (Endet spätestens zum 
01.06.2028) zu vergeben.

Anlagen:

Anlage 1 Finanzielle Auswirkungen
Anlage 2 Unterschriebener Fördervertrag

Senatorin Joanna Hagen
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